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Der Landtag Rheinland-Pfalz hat das folgende Gesetz be -
schlossen:

Teil 1
Kammerwesen

Abschnitt 1
Organisation und Haushalt

§ 1
Mitgliedschaft

(1) Die
1. Ärztinnen und Ärzte,
2. Zahnärztinnen und Zahnärzte,
3. Psychologischen Psychotherapeutinnen und Psycholo -

gischen Psychotherapeuten,
4. Kinder- und Jugendlichenpsychotherapeutinnen und Kinder-

und Jugendlichenpsychotherapeuten,
5. Gesundheits- und Krankenpflegerinnen und Gesundheits-

und Krankenpfleger,
6. Gesundheits- und Kinderkrankenpflegerinnen und Ge sund -

heits- und Kinderkrankenpfleger,
7. Altenpflegerinnen und Altenpfleger,
8. Apothekerinnen und Apotheker und

9. Tierärztinnen und Tierärzte
in Rheinland-Pfalz gehören öffentlichen Berufsvertretungen
(Kammern) an.

(2) Den Kammern gehören alle in Absatz 1 genannten Per -
sonen an, die in Rheinland-Pfalz ihren Beruf ausüben (Kam -
mer mitglieder); die Ausübung des Berufs umfasst jede Tätig keit,
bei der berufsgruppenspezifische Fachkenntnisse angewendet
oder verwendet werden. Ausgenommen sind die in einer
Aufsichtsbehörde beschäftigten Berufsangehörigen, wenn bei
dieser Behörde die Aufsicht über eine Kammer der Ange hö -
rigen ihres Berufs wahrgenommen wird; für die beim Landes -
untersuchungsamt beschäftigten Tierärztinnen und Tierärzte
gilt dies nur, wenn sie im Rahmen ihrer Dienstaufgaben Auf -
sichtsfunktionen über die Bezirkstierärztekammer Pfalz aus-
üben.

(3) Berufsangehörigen im Sinne des Absatzes 2 Satz 1, die
ihren Beruf nicht oder nicht mehr ausüben oder ihre berufliche
Tätigkeit außerhalb des Geltungsbereichs dieses Gesetzes ver-
legen, sowie den in Absatz 2 Satz 2 und Absatz 4 Satz 1
bezeichneten Berufsangehörigen steht der freiwillige Beitritt
zur Mitgliedschaft offen. Das Gleiche gilt für Personen, die
sich in Rheinland-Pfalz in der praktischen Ausbildung nach
der
1. Approbationsordnung für Ärzte vom 27. Juni 2002 (BGBl. I

S. 2405),
2. Ausbildungs- und Prüfungsverordnung für Psycholo gische

Psychotherapeuten vom 18. Dezember 1998 (BGBl. I S. 3749),
3. Ausbildungs- und Prüfungsverordnung für Kinder- und

Jugendlichenpsychotherapeuten vom 18. Dezember 1998
(BGBl. I S. 3761),

4. Ausbildungs- und Prüfungsverordnung für die Berufe in der
Krankenpflege vom 10. November 2003 (BGBl. I S. 2263),

5. Altenpflege-Ausbildungs- und Prüfungsverordnung vom
26. November 2002 (BGBl. I S. 4418) oder

6. Approbationsordnung für Apotheker vom 19. Juli 1989
(BGBl. I S. 1489)

in ihrer jeweils geltenden Fassung befinden. Die Landes pflege -
kammer Rheinland-Pfalz kann darüber hinaus weiteren Per -
sonen den freiwilligen Beitritt zur Mitgliedschaft ermöglichen,
damit diese Informations- und Unterstützungsangebote der
Landespflegekammer Rheinland-Pfalz in Anspruch nehmen
können. Diese Mitglieder unterliegen nicht dem Kammer recht.
Die Landespflegekammer Rheinland-Pfalz regelt die Einzel -
heiten der Mitgliedschaft und die Erhebung eines Beitrags ab -
weichend von Satz 4 durch Satzung.

(4) Berufsangehörige, die
1. als Staatsangehörige eines

a) Mitgliedstaats der Europäischen Union,
b) anderen Vertragsstaats des Abkommens über den Euro -

päischen Wirtschaftsraum oder
c) Vertragsstaats, dem die Bundesrepublik Deutschland und

die Europäische Union vertraglich einen entsprechenden
Rechtsanspruch eingeräumt haben, oder

2. als sonstige Drittstaatsangehörige, die nach dem Recht der
Europäischen Union eine entsprechende Rechtsposition be -
sitzen,

im Rahmen des Dienstleistungsverkehrs nach dem Recht der
Europäischen Union im Geltungsbereich dieses Gesetzes ihren
Beruf vorübergehend und gelegentlich ausüben, ohne hier
eine berufliche Niederlassung zu haben, gehören abweichend
von Absatz 2 Satz 1 den Kammern nicht an, solange sie in
einem der genannten Staaten beruflich niedergelassen sind.
Die Dienstleistung wird unter den in Absatz 1 aufgeführten
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Berufsbezeichnungen erbracht. Die Berufsangehörigen haben
hinsichtlich der Berufsausübung die gleichen Rechte und Pflich -
ten wie die Kammermitglieder nach Absatz 2 Satz 1. Auf sie
finden die §§ 6, 7, 12, 21, 22 und 35 sowie Teil 4 des Gesetzes
entsprechende Anwendung; das Gleiche gilt hinsichtlich der
§§ 23 und 24 sowie der nach diesen Bestimmungen erlassenen
Berufsordnungen.

(5) Die in Absatz 2 Satz 1 und Absatz 4 Satz 1 genannten
Personen haben der für ihren Beruf bestehenden Kammer die
Aufnahme, Beendigung und Verlegung ihrer beruflichen Tätig -
keit unverzüglich, spätestens nach zwei Wochen mitzuteilen;
in der Mitteilung über die Aufnahme der beruflichen Tätig -
keit sind
1. Vor- und Familiennamen,
2. frühere Namen,
3. das Geburtsdatum und
4. die derzeitige Anschrift
anzugeben und die Berechtigung zur Ausübung des Berufs
und zur Führung der Berufsbezeichnung nachzuweisen. Die
Kammern sind berechtigt, die in Satz 1 genannten Daten bei
Einrichtungen, in denen die in Satz 1 genannten Personen
tätig sind, zu erheben. Das Verfahren kann über einen einheit -
lichen Ansprechpartner im Sinne des § 1 Abs. 1 des Lan des -
gesetzes über die einheitlichen Ansprechpartner in Verwal -
tungsangelegenheiten vom 27. Oktober 2009 (GVBl. S. 355,
BS 2010-6) in der jeweils geltenden Fassung abgewickelt wer-
den; die Kammern unterstützen den einheitlichen Ansprech -
partner und stellen ihm die zur Wahrnehmung seiner Auf -
gaben erforderlichen Informationen zur Verfügung. Die Kam -
mern übermitteln unverzüglich die Namen und Anschriften
sowie die Weiterbildungsbezeichnungen der in
1. Absatz 1 Nr. 1 bis 7 genannten Berufsangehörigen an das

Gesundheitsamt,
2. Absatz 1 Nr. 8 genannten Berufsangehörigen an das Lan -

desamt für Soziales, Jugend und Versorgung und
3. Absatz 1 Nr. 9 genannten Berufsangehörigen an die Kreis -

verwaltung oder Stadtverwaltung der kreisfreien Stadt
zur Erfüllung ihrer Aufgaben; die Übermittlung erfolgt an
die für den Ort der Berufsausübung zuständige Behörde.

§ 2
Rechtsstellung der Kammern

Die Kammern sind rechtsfähige Körperschaften des öffent -
lichen Rechts mit Selbstverwaltung.

§ 3
Aufgaben der Kammern

(1) Die Kammern wirken bei den Aufgaben des öffentlichen
Gesundheitswesens mit. Sie haben beim Erlass von Satzungen
und bei der Wahrnehmung ihrer sonstigen Aufgaben die hier-
für geltenden gesetzlichen Vorgaben und das Interesse des
Gemeinwohls im Rahmen des öffentlichen Gesund heits wesens
zu beachten. Sie nehmen auch die beruflichen, wirtschaftlichen
und sozialen Belange der Kammermitglieder in ihrer Gesamt -
heit wahr.

(2) Die Kammern haben insbesondere, soweit gesetzlich nichts
anderes bestimmt ist,
1. für die Wahrung des Ansehens des Berufsstands einzu -

treten,
2. für ein kollegiales Verhältnis der Kammermitglieder unter -

einander und zu Mitgliedern anderer Kammern zu sorgen

sowie auf eine Kooperation mit Angehörigen sonstiger
Gesundheitsberufe hinzuwirken,

3. die Berufsausübung der Kammermitglieder zu regeln und
Beratungen in berufsfachlichen und allgemeinen berufs-
rechtlichen Fragen anzubieten,

4. die Einhaltung der Berufspflichten der Kammer mit glie der
zu überwachen sowie die zur Beseitigung berufsrechts-
widriger Zustände notwendigen Maßnahmen zu treffen
und hierüber bei Bedarf auch andere Kammern zu unter-
richten; zur Beseitigung berufsrechtswidriger Zustände
können sie auch Verwaltungsakte erlassen,

5. öffentliche Stellen in Fragen der Normsetzung und der
Verwaltung zu beraten und zu unterstützen sowie Sach -
verständige zu benennen,

6. die Aufsichtsbehörden über für den Berufsstand bedeut-
same Vorkommnisse in der Berufsausübung und Berufs -
aufsicht zu informieren,

7. die berufliche Fort- und Weiterbildung der Kammer mit -
glieder zu regeln und zu fördern,

8. ein Weiterbildungsregister für die in Weiterbildung be -
find lichen Kammermitglieder aufzustellen und laufend
fortzuschreiben; die Kammern sind berechtigt, die hier-
für erforderlichen Daten bei den Arbeitgeberinnen und
Arbeitgebern zu erheben,

9. im Bereich der Weiterbildung der Kammermitglieder
Anpassungslehrgänge und Eignungsprüfungen einschließ -
lich einer Überprüfung der für die Berufsausübung erfor-
derlichen Sprachkompetenz im Rahmen der Anerken -
nung ausländischer Bildungsnachweise zu organisieren,

10. im Rahmen ihrer Zuständigkeit Belange der Qualitäts -
sicherung wahrzunehmen sowie die Mitwirkung der
Kam mermitglieder an der Sicherung der Qualität ihrer
beruflichen Leistungen zu regeln,

11. an die Kammermitglieder Heilberufsausweise auszugeben
und ihnen sonstige Bescheinigungen auszustellen; sie neh -
men für die Kammermitglieder und, soweit sie einen
Berufsausweis benötigen, für die bei ihnen tätigen berufs-
mäßigen Gehilfinnen und Gehilfen die Aufgaben nach
§ 291 a Abs. 5 a Satz 1 Nr. 1 und 2 des Fünften Buches
Sozialgesetzbuch wahr, legen dazu gegenüber den Zer -
tifizierungsdiensteanbietern die Anforderungen fest und
gewährleisten durch geeignete Maßnahmen deren Ein -
haltung,

12. die Alters-, Invaliden- und Hinterbliebenenversorgung ein -
schließlich der Pflichtmitgliedschaft der in § 1 Abs. 1
Nr. 1 bis 4, 8 und 9 genannten Kammermitglieder zu
regeln,

13. an der Aus- und Fortbildung von sonstigen in der Ge -
sund heitsversorgung Tätigen mitzuwirken und die  ihnen
insoweit nach Bundes- oder Landesrecht obliegenden Auf -
gaben wahrzunehmen und

14. Mitteilungsblätter heraus- oder mitherauszugeben, die ins -
besondere der Bekanntmachung, Fortbildung, Informa -
tion und Meinungsbildung dienen.

(3) Im Rahmen der Wahrnehmung der in Absatz 2 Nr. 7, 8
und 10 genannten Aufgaben sind die Kammern berechtigt,
1. Fortbildungsveranstaltungen zu zertifizieren und Fortbil -

dungszertifikate als Nachweis der Erfüllung der Fortbil -
dungs pflicht auszustellen,

2. von Kammermitgliedern betriebene Qualitäts manage ment -
systeme zu zertifizieren und

3. Daten über die Nachweise von Fort- und Weiterbildung
sowie fachlichen Qualifikationen fortlaufend zu erfassen
und an zuständige Stellen weiterzuleiten.
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Auf Kammerzertifikate über die Erfüllung der Fort bil dungs -
pflicht sowie über die Einführung und Anwendung von Qua -
litätsmanagementsystemen kann öffentlich hingewiesen wer-
den (Ankündigung).

(4) Die Landesärztekammer Rheinland-Pfalz ist zuständige
Behörde für die Genehmigung zur Durchführung künstlicher
Befruchtungen nach § 121 a Abs. 1 Satz 1 und Abs. 3 Satz 2
des Fünften Buches Sozialgesetzbuch.

(5) Die Kammern führen ferner die Aufgaben durch, die
ihnen durch andere gesetzliche Bestimmungen übertragen sind.
Das für die Rechtsaufsicht zuständige Ministerium wird er -
mächtigt, den Kammern im Rahmen des Absatzes 1 Satz 1
weitere Aufgaben durch Rechtsverordnung zu übertragen.
Eine Aufgabenübertragung nach Satz 2 erfolgt im Benehmen
mit der jeweiligen Kammer.

(6) Das für den Strahlenschutz zuständige Ministerium wird
ermächtigt, durch Rechtsverordnung im Einvernehmen mit
dem für die Rechtsaufsicht zuständigen Ministerium der Lan -
desärztekammer Rheinland-Pfalz, der Landeszahnärzte kam mer
Rheinland-Pfalz und der Landestierärztekammer Rheinland-
Pfalz Aufgaben auf dem Gebiet des Strahlenschutzes, insbe-
sondere nach der Röntgenverordnung in der Fassung vom
30. April 2003 (BGBl. I S. 604) und der Strahlenschutz ver ord -
nung vom 20. Juli 2001 (BGBl. I S. 1714; 2002 I S. 1459) in
ihrer jeweils geltenden Fassung, zu übertragen und die zur
Wahrnehmung der Aufgaben erforderlichen Regelungen zu
treffen. Absatz 5 Satz 3 gilt entsprechend.

(7) Zur Abstimmung von Berufs- und Standesfragen sind die
Kammern berechtigt, mit Kammern der gleichen oder anderer
Heilberufe und mit Verbänden, die Aufgaben der Gesund heits -
versorgung wahrnehmen, Arbeitsgemeinschaften zu bilden.

(8) Jede Kammer führt ein Verzeichnis ihrer Kammer mit -
glie der und darf die hierzu erhobenen personenbezogenen
Daten zur Berufsausübung und Weiterbildung verarbeiten, so -
weit dies für die Wahrnehmung der ihr nach diesem Gesetz
übertragenen Aufgaben erforderlich ist. Die personenbezogenen
Daten dürfen an andere Kammern im Sinne dieses Gesetzes,
Kassenärztliche und Kassenzahnärztliche Vereinigungen, Ver -
sorgungseinrichtungen und die Aufsichtsbehörden übermittelt
werden, soweit dies für die Aufgabenwahrnehmung dieser
Stellen erforderlich ist.

(9) Die Kammern können für die Durchführung ihrer Auf -
gaben nach diesem Gesetz nach Maßgabe ihrer Satzung Ver -
waltungs- und Benutzungsgebühren erheben.

§ 4
Landeskammern

(1) In Rheinland-Pfalz bestehen als Landeskammern
1. für die Ärztinnen und Ärzte die Landesärztekammer Rhein -

land-Pfalz,
2. für die Zahnärztinnen und Zahnärzte die Landes zahn ärzte -

kammer Rheinland-Pfalz,
3. für die Psychologischen Psychotherapeutinnen und Psycho -

logischen Psychotherapeuten sowie die Kinder- und Jugend -
lichenpsychotherapeutinnen und Kinder- und Jugend lichen -
psychotherapeuten die Landespsychotherapeutenkammer
Rheinland-Pfalz,

4. für die Gesundheits- und Krankenpflegerinnen und Ge -
sund heits- und Krankenpfleger, Gesundheits- und Kinder -
krankenpflegerinnen und Gesundheits- und Kinder kran -

ken pfleger sowie die Altenpflegerinnen und Altenpfleger
die Landespflegekammer Rheinland-Pfalz,

5. für die Apothekerinnen und Apotheker die Landes apo -
thekerkammer Rheinland-Pfalz und

6. für die Tierärztinnen und Tierärzte die Landestier ärzte -
kammer Rheinland-Pfalz.

(2) Jedes Kammermitglied (§ 1) gehört der für die Ange hö -
rigen seines Berufs bestehenden Landeskammer an.

(3) Die Landesärztekammer Rheinland-Pfalz, die Landes psy -
cho therapeutenkammer Rheinland-Pfalz und die Landes pflege -
kammer Rheinland-Pfalz bilden zur Abstimmung berufsüber -
greifender Angelegenheiten in der Versorgung einen Beirat.
Die Zusammensetzung des Beirats wird einvernehmlich fest-
gelegt. Ihm sollen Frauen und Männer in gleicher Zahl ange-
hören. Der Beirat soll insbesondere zu fachlichen Fragen der
gemeinsamen interprofessionellen und sektorenübergreifenden
Zusammenarbeit und der Fort- und Weiterbildung Empfeh -
lungen abgeben. Der Beirat gibt sich eine Geschäftsordnung;
in der Geschäftsordnung können auch Regelungen über die
Beteiligung weiterer Institutionen an der Arbeit des Beirats
getroffen werden.

§ 5
Bezirkskammern

(1) Die zum Zeitpunkt des Inkrafttretens dieses Gesetzes ge -
bildeten Bezirkskammern bestehen fort. Die Landeskammer
kann durch Satzung bestehende Bezirkskammern auflösen.

(2) Die Landeskammer kann durch Satzung den Bezirks kam -
mern bestimmte in § 3 genannte Aufgaben zur Erledigung
übertragen. Die Landeskammer kann die Erledigung der nach
Satz 1 übertragenen Aufgaben an sich ziehen, wenn es sich
nach ihrer Auffassung um eine Angelegenheit von grundsätz-
licher Bedeutung handelt.

(3) Mitglied der Bezirkskammer ist, wer als Mitglied der Lan -
deskammer im Bereich der Bezirkskammer seinen Beruf aus-
übt (§ 1 Abs. 2). Die Hauptsatzung der Landeskammer regelt,
welcher Bezirkskammer ein freiwilliges Mitglied (§ 1 Abs. 3)
angehört.

§ 6
Ethikkommission

(1) Die Landesärztekammer Rheinland-Pfalz errichtet eine
Ethikkommission als unselbstständige Einrichtung. Die Ethik -
kommission berät alle Kammermitglieder über ethische und
rechtliche Fragestellungen bei der Berufsausübung; die Be -
rufsordnung (§ 23) kann bestimmen, in welchen Fällen die
Kammermitglieder die Ethikkommission zu beteiligen haben.
Die Ethikkommission gibt bei Forschungsvorhaben am Men -
schen, insbesondere in den gesetzlich bestimmten Fällen,
schriftliche Stellungnahmen ab; soweit gesetzlich nichts anderes
geregelt ist, ist dem Kammermitglied die Durchführung eines
Forschungsvorhabens am Menschen nur bei positivem Votum
der Ethikkommission erlaubt.

(2) Die Mitglieder der Ethikkommission werden von der
Lan desärztekammer Rheinland-Pfalz bestellt. Die Ethik kom -
mission besteht aus
1. vier Mitgliedern aus der Ärzteschaft,
2. einem Mitglied aus den Pflegeberufen,
3. zwei Mitgliedern als Vertreter der Arbeitsgemeinschaft der

Patientenorganisationen Rheinland-Pfalz und
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4. drei weiteren Mitgliedern, von denen ein Mitglied die Be -
fähigung zum Richteramt haben muss.

Für jedes Mitglied ist mindestens ein stellvertretendes Mit -
glied zu bestellen.

(3) Bei der Bestellung der Mitglieder und der stellvertreten-
den Mitglieder soll die Landesärztekammer Rheinland-Pfalz
darauf hinwirken, dass Frauen und Männer in gleicher Zahl
berücksichtigt werden. Scheidet eine Person aus der Ethik -
kommission aus, deren Geschlecht in der Minderheit ist, soll
eine Person des gleichen Geschlechts nachfolgen; scheidet
eine Person aus, deren Geschlecht in der Mehrheit ist, soll
eine Person des anderen Geschlechts nachfolgen.

(4) Die Landesärztekammer Rheinland-Pfalz trifft durch Sat -
zung die erforderlichen Regelungen zur Errichtung und zur
Wahrnehmung der Aufgaben der Ethikkommission; sie re -
gelt insbesondere
1. die Aufgaben,
2. die Bestellung der Mitglieder und stellvertretenden Mit -

glieder,
3. die Anforderungen an die Sachkunde und Unabhängigkeit

sowie die Pflichten der Mitglieder und stellvertretenden
Mitglieder,

4. die Bestimmung und die Aufgaben des vorsitzenden Mit -
glieds,

5. die Geschäftsführung,
6. das Verfahren,
7. die Anerkennung von Voten von Ethikkommissionen, die

ihren Sitz außerhalb des Geltungsbereichs dieses Gesetzes
haben und aufgrund des jeweiligen Landesrechts gebildet
sind,

8. die Entschädigung der Mitglieder und der stellvertretenden
Mitglieder und

9. die Kosten.

(5) Die von der Landesärztekammer Rheinland-Pfalz nach
Absatz 1 errichtete Ethikkommission nimmt die Aufgaben der
interdisziplinär zusammengesetzten Ethikkommission für Prä -
implantationsdiagnostik nach § 3 a Abs. 3 Satz 1 Nr. 2 des
Embryonenschutzgesetzes vom 13. Dezember 1990 (BGBl. I
S. 2746) in Verbindung mit den §§ 4 bis 7 der Prä im plan -
tationsdiagnostikverordnung (PIDV) vom 21. Februar 2013
(BGBl. I S. 323) in ihrer jeweils geltenden Fassung wahr.
Insoweit sind die von der Landesärztekammer Rheinland-Pfalz
unter Berücksichtigung der Vorgaben der §§ 4 bis 7 PIDV
durch Satzung getroffenen Regelungen zur Zusammen set zung,
zum internen Verfahren, zur Berufung der Mitglieder und
zur Finanzierung dieser Ethikkommission für Präimplan -
tationsdiagnostik maßgebend.

(6) Die Landeszahnärztekammer Rheinland-Pfalz, die Landes -
psychotherapeutenkammer Rheinland-Pfalz, die Landespflege -
kammer Rheinland-Pfalz und die Landesapothekerkammer
Rheinland-Pfalz können jeweils eine Ethikkommission er -
richten. Sie können in der jeweiligen Satzung vorsehen, dass
die Ethikkommission ausschließlich für Stellungnahmen bei
Forschungsvorhaben am Menschen zuständig ist. Sie regeln
die Zusammensetzung der Ethikkommission durch Satzung;
zwei Mitglieder und zwei stellvertretende Mitglieder müssen
der Arbeitsgemeinschaft der Patientenorganisationen Rhein -
land-Pfalz angehören. Im Übrigen gelten die Bestim mun gen
der Absätze 3 und 4 entsprechend.

(7) Bei Fragen mit berufsübergreifender Bedeutung sollen die
Landeszahnärztekammer Rheinland-Pfalz, die Landespsycho -
therapeutenkammer Rheinland-Pfalz, die Landespflege kammer
Rheinland-Pfalz und die Landesapothekerkammer Rhein -

land-Pfalz an der Arbeit der Ethikkommission der Landes -
ärztekammer Rheinland-Pfalz mitwirken.

(8) Die Landesärztekammer Rheinland-Pfalz, die Landes zahn -
ärztekammer Rheinland-Pfalz, die Landespsycho thera peuten -
kammer Rheinland-Pfalz, die Landespflegekammer Rhein land-
Pfalz und die Landesapothekerkammer Rheinland-Pfalz können
eine gemeinsame Ethikkommission oder mehrere gemeinsame
Ethikkommissionen errichten; die Bestimmungen der Ab -
sätze 3, 4 und 6 Satz 2 und 3 gelten entsprechend. Diese Lan -
deskammern können auch mit Kammern anderer Länder
gemeinsame Ethikkommissionen errichten. In diesem Fall tritt
die gemeinsame Ethikkommission an die Stelle der jeweiligen
Ethikkommission nach den Absätzen 1 bis 7.

§ 7
Schlichtungsausschuss

(1) Bei jeder Landeskammer ist zur Beilegung von Streitig -
keiten, die sich aus der Berufsausübung von Kammer mit -
gliedern oder den bei ihnen Beschäftigten und Dritten er -
geben, ein Schlichtungsausschuss zu errichten.

(2) Der Schlichtungsausschuss besteht aus fünf Mitgliedern;
das vorsitzende Mitglied muss die Befähigung zum Rich ter -
amt haben. Zwei Mitglieder müssen Kammermitglieder sein.
Zwei weitere Mitglieder müssen Vertreterinnen oder Ver -
treter der von der Berufsausübung der Kammermitglieder
betroffenen Personen sein; diese werden auf Vorschlag der
Arbeitsgemein schaft der Patientenorganisationen Rheinland-
Pfalz von den Landeskammern berufen. Satz 3 Halbsatz 2 gilt
nicht für die Landestierärztekammer Rheinland-Pfalz.

(3) Der Schlichtungsausschuss wird auf Antrag tätig; zur Durch -
führung des Verfahrens ist die Zustimmung aller Beteiligten
erforderlich. Der Schlichtungsausschuss soll die Beteiligten
persönlich anhören und in geeigneten Fällen einen Eini gungs -
versuch zur Beilegung der Streitigkeiten unternehmen. Kommt
es zu keiner Einigung und wird das Verfahren nicht ander -
weitig beendet, unterbreitet der Schlichtungsausschuss den Be -
teiligten einen Schlichtungsvorschlag.

(4) Die Landeskammern treffen durch Satzung die erforder -
lichen Regelungen zur Errichtung und zur Wahrnehmung der
Aufgaben der Schlichtungsausschüsse; § 6 Abs. 3 und 4 Halb -
satz 2 gilt entsprechend. Im Übrigen finden auf das Schlich -
tungsverfahren die Bestimmungen der Zivilprozess ordnung
über das schiedsrichterliche Verfahren entsprechende An wen -
dung. Die Befugnis zur Anrufung der Gerichte bleibt unbe-
rührt.

(5) Die Landeskammern können auch mit Kammern anderer
Länder gemeinsame Schlichtungsausschüsse errichten oder sich
gemeinsamen Schlichtungsausschüssen anderer Länder an -
schließen.

§ 8
Organe der Kammern

(1) Organe der Kammern sind
1. die Vertreterversammlung und
2. der Vorstand.

(2) Die Amtszeit der Organe beträgt fünf Jahre.

(3) Die Amtszeit der Vertreterversammlung beginnt mit ihrem
ersten Zusammentritt. Sie endet mit dem Zusammentritt der
neuen Vertreterversammlung, nach Ablauf der fünf jährigen
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Amtszeit jedoch bereits mit deren Wahl. Satz 2 gilt nur inso-
weit, als hierdurch die regelmäßige Amtszeit von fünf Jahren
nicht um mehr als drei Monate über- oder unterschritten
wird.

§ 9
Vertreterversammlung

(1) Die Mitglieder der Vertreterversammlung werden von
den Kammermitgliedern in unmittelbarer, freier, gleicher und
geheimer Wahl nach näherer Bestimmung der Wahlordnung
gewählt. Bei der Aufstellung von Wahlvorschlägen sollen
Frauen und Männer in gleicher Zahl berücksichtigt werden.

(2) Die Vertreterversammlung befasst sich mit allen Ange -
legenheiten von grundsätzlicher Bedeutung. Sie beschließt ins -
besondere über
1. die Satzungen,
2. den Haushaltsplan,
3. die Zustimmung zur Leistung über- und außerplanmäßiger

Ausgaben,
4. die Jahresrechnung und die Entlastung des Vorstands,
5. die Wahl der Mitglieder des Vorstands,
6. die Vorschläge für die ehrenamtlichen Richterinnen und

Richter der Berufsgerichte und
7. die Entschädigung der für die Kammer ehrenamtlich tätigen

Kammermitglieder.

§ 10
Zusammensetzung des Vorstands

(1) Das vorsitzende Mitglied, das stellvertretende vorsitzende
Mitglied und die übrigen Mitglieder des Vorstands werden von
der Vertreterversammlung in geheimer Wahl mit der Mehr -
heit der abgegebenen gültigen Stimmen gewählt. Stimm ent -
haltungen gelten als nicht abgegebene Stimmen. § 9 Abs. 1
Satz 2 gilt entsprechend.

(2) Ein Mitglied des Vorstands kann mit den Stimmen von
zwei Dritteln der Mitglieder der Vertreterversammlung abge-
wählt werden. Das Nähere regelt die Hauptsatzung.

§ 11
Zuständigkeit des Vorstands

(1) Der Vorstand hat die der Kammer durch dieses Gesetz
zugewiesenen Aufgaben zu erfüllen, soweit dies nicht der Ver -
treterversammlung vorbehalten ist.

(2) Der Vorstand bestellt eine Geschäftsführerin oder einen
Geschäftsführer, die oder der die laufenden Verwaltungs ge -
schäfte der Kammer führt. Die Geschäftsführerin oder der
Geschäftsführer unterliegt den Weisungen des Vorstands und
hat die Beschlüsse des Vorstands unter Beachtung der Grund -
sätze einer ordnungsgemäßen Geschäftsführung auszuführen.

(3) Das vorsitzende Mitglied des Vorstands, das stellvertre-
tende vorsitzende Mitglied des Vorstands oder die Geschäfts -
führerin oder der Geschäftsführer vertritt die Kammer ge richt -
lich und außergerichtlich. Die Vertretungsbefugnis der Ge -
schäfts führerin oder des Geschäftsführers kann durch den Vor -
stand eingeschränkt werden.

(4) Nach Ablauf seiner Amtszeit führt der bisherige Vor stand
seine Aufgaben bis zum Zusammentritt des neuen Vorstands
weiter.

§ 12
Ordnungsbefugnis des Vorstands

der Landeskammer

(1) Der Vorstand der Landeskammer hat das Verhalten eines
Kammermitglieds, das die ihm obliegenden Berufspflichten
verletzt hat, schriftlich zu rügen, wenn nach der Bedeutung
der Pflichtverletzung und der Schuld des Kammermitglieds
von der Einleitung eines berufsgerichtlichen Verfahrens abge-
sehen werden kann. Bevor die Rüge erteilt wird, ist das
Kammermitglied zu hören. Das Recht des Vorstands einer
Landes- oder Bezirkskammer zu missbilligenden Äußerungen
(Belehrungen und Ermahnungen) über das Verhalten eines
Kammermitglieds bleibt unberührt.

(2) Der Vorstand der Landeskammer kann in den Fällen des
Absatzes 1 Satz 1 unter Berücksichtigung der persönlichen
und wirtschaftlichen Verhältnisse des Kammermitglieds ein
Ordnungsgeld bis zu fünfzigtausend Euro verhängen; dies gilt
insbesondere, wenn ein Kammermitglied schuldhaft
1. gegen eine Meldepflicht verstoßen hat oder
2. Auskünfte nicht oder nicht vollständig gegeben hat, zu

denen es aufgrund einer Satzung der Kammer verpflichtet
ist.

Die Ordnungsgelder werden wie Beitragsrückstände beige-
trieben (§ 16 Abs. 2).

(3) Der Vorstand darf eine Rüge nicht mehr erteilen und ein
Ordnungsgeld nicht mehr verhängen, wenn das berufsgericht -
liche Verfahren gegen das Kammermitglied anhängig ist oder
wenn seit der Pflichtverletzung mehr als fünf Jahre vergangen
sind.

(4) Der Bescheid, durch den das Verhalten des Kammer mit -
glieds gerügt oder ein Ordnungsgeld verhängt wird, ist zu be -
gründen und dem Kammermitglied mit Rechts behelfs beleh -
rung zuzustellen.

(5) Gegen den Bescheid kann das Kammermitglied binnen eines
Monats nach Zustellung Einspruch beim Vorstand der Lan -
des kammer erheben. Dieser entscheidet über den Einspruch;
Absatz 4 gilt entsprechend.

(6) Gegen den Bescheid in der Gestalt, die er durch den Ein -
spruchsbescheid gefunden hat, kann das Kammermitglied die
Entscheidung des Berufsgerichts (§ 59 Abs. 1 Nr. 1) beantragen.
Der Antrag ist binnen eines Monats nach Zustellung des Ein -
spruchsbescheids beim Vorstand der Landeskammer schrift-
lich oder zur Niederschrift einzureichen. Die Frist wird auch
gewahrt, wenn während ihres Laufs der Antrag beim Be rufs -
gericht formgerecht eingeht. Der Vorstand der Landes kam -
mer legt den Antrag mit den Akten und seiner Stellungnahme
unverzüglich dem Berufsgericht vor.

(7) Das Berufsgericht kann Beweise erheben und mündliche
Verhandlung anordnen. Es entscheidet durch Beschluss. Es
kann die vom Vorstand der Landeskammer verhängte Maß -
nahme bestätigen, mildern oder aufheben oder das Verfahren
unter den in § 80 bezeichneten Voraussetzungen einstellen.
Der Beschluss ist endgültig. Er ist dem Kammermitglied und
dem Vorstand der Landeskammer zuzustellen.

§ 13
Versorgungseinrichtungen

(1) Die Alters-, Invaliden- und Hinterbliebenenversorgung der
in § 1 Abs. 1 Nr. 1 bis 4, 8 und 9 genannten Kammer mit -
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glieder wird durch Versorgungseinrichtungen der Kammern,
die keine eigene Rechtsfähigkeit besitzen, durchgeführt, so weit
gesetzlich nichts anderes bestimmt ist. Die Kammern können
gemeinsame Versorgungseinrichtungen errichten oder sich der
Versorgungseinrichtung einer anderen Kammer anschließen.

(2) Organe der Versorgungseinrichtung sind die Haupt ver -
sammlung und der Verwaltungsrat. Sie treten in Ange legen -
heiten der Versorgungseinrichtung an die Stelle der Vertreter -
versammlung und des Vorstands der Kammer. Ihre Amtszeit
beträgt fünf Jahre.

(3) Der Verwaltungsrat bestellt eine Geschäftsführerin oder
einen Geschäftsführer, die oder der die laufenden Ver wal tungs -
geschäfte der Versorgungseinrichtung führt. Die Geschäfts -
füh rerin oder der Geschäftsführer unterliegt den Weisungen
des Verwaltungsrats und hat die Beschlüsse des Verwal tungs -
rats unter Beachtung der Grundsätze einer ordnungsgemäßen
Geschäftsführung auszuführen.

(4) Das vorsitzende Mitglied des Verwaltungsrats, das stellver -
tretende vorsitzende Mitglied des Verwaltungsrats oder die
Geschäftsführerin oder der Geschäftsführer vertritt die Ver -
sorgungseinrichtung gerichtlich und außergerichtlich. Die Ver -
tretungsbefugnis der Geschäftsführerin oder des Geschäfts füh -
rers kann durch den Verwaltungsrat eingeschränkt werden.

(5) Die Hauptversammlung setzt sich aus den Mitgliedern
der Vertreterversammlung und des Vorstands der Kammer
zusammen, die zugleich Teilnehmerinnen und Teilnehmer der
Versorgungseinrichtung sind. Für die Zuständigkeit der Haupt -
versammlung gilt § 9 Abs. 2 entsprechend.

(6) Die Mitglieder des Verwaltungsrats werden von der Haupt -
versammlung gewählt. Die §§ 10 und 11 Abs. 1 und 4 gelten
entsprechend.

§ 14
Sondervermögen

(1) Die Versorgungseinrichtungen sowie andere Einrich tun gen
können nach Maßgabe der Satzungen als Sondervermögen
geführt werden. Die §§ 16 und 17 gelten für Sondervermögen
entsprechend, soweit gesetzlich nichts anderes bestimmt ist.

(2) Hinsichtlich Art und Umfang der zulässigen Anlage des
gebundenen Vermögens findet die Anlageverordnung vom
20. Dezember 2001 (BGBl. I S. 3913) in der jeweils geltenden
Fassung sinngemäße Anwendung.

(3) Die Versorgungseinrichtungen haben zur Sicherstellung der
dauernden Erfüllbarkeit ihrer Leistungsverpflichtungen eine
Rücklage zur Deckung eines außergewöhnlichen Verlusts aus
dem Geschäftsbetrieb (Verlustrücklage) in Höhe von 4 v. H.
der Deckungsrückstellungen zu bilden. Die Aufsichtsbehörde
kann zum zeitlichen Rahmen und zur Höhe der Ver lust rück -
lage im Einzelfall abweichende Regelungen treffen.

(4) Wirtschaftsprüferinnen und Wirtschaftsprüfer oder Wirt -
schaftsprüfungsgesellschaften sollen für die Abschlussprüfung
nicht länger als fünf Jahre ununterbrochen bestellt werden.

(5) Die Landeskammern können in den jeweiligen Haupt sat -
zungen die Haftung des Sondervermögens für Verbind lich -
keiten der Kammern beschränken oder ausschließen. Für
Verbindlichkeiten der Versorgungseinrichtungen der Ärztin-
nen und Ärzte in Rheinland-Pfalz haften nur die jeweiligen
Bezirkskammern, deren Mitglieder auch Mitglieder der Ver -
sorgungseinrichtungen sind.

§ 15
Satzungen

(1) Die Kammern regeln im Rahmen der Gesetze die Rechte
und Pflichten ihrer Mitglieder sowie die Durchführung ihrer
Aufgaben, wenn hierbei Rechte und Pflichten mit allgemeiner
Geltung zu begründen sind, durch Satzungen.

(2) Die Hauptsatzung jeder Kammer muss Bestimmungen ent -
halten über
1. die Einberufung, Beschlussfähigkeit und Beschlussfassung

der Organe,
2. die Zusammensetzung und die Wahl des Vorstands,
3. die Bildung von Ausschüssen und die Wahl ihrer Mit -

glieder,
4. die Abgrenzung der Befugnisse der Organe, der Geschäfts -

führerin oder des Geschäftsführers und der Ausschüsse,
5. das Haushalts- und Rechnungswesen,
6. den Sitz der Kammer und
7. die Form der öffentlichen Bekanntmachungen.

(3) Die Hauptsatzungen der Landeskammern müssen, sofern
Bezirkskammern gebildet sind, Bestimmungen über die Ab -
grenzung der Aufgaben der Landeskammer und der Bezirks -
kammern enthalten. Satzungen der Landeskammern gehen
den Satzungen der Bezirkskammern vor. Die Landes kam mern
stellen im Zusammenwirken mit der jeweiligen Aufsichts -
behörde nach § 20 Abs. 1 sicher, dass Satzungsbestimmungen
und deren Umsetzung einheitlich erfolgen.

(4) Durch besondere Satzungen sind insbesondere Bestim mun -
gen zu treffen über
1. die Wahlen für die Vertreterversammlung (Wahlord nung),
2. die Beitragspflicht einschließlich der Höhe der Beiträge

(Beitragsordnung),
3. die Erhebung von Verwaltungs- und Benutzungsgebühren

(Gebührenordnung),
4. die allgemeine Berufsausübung der Kammermitglieder ein-

schließlich der Berufsfortbildung und der Teilnahme an
einem Notfalldienst (Berufsordnung) und

5. die Weiterbildung der Kammermitglieder (Weiter bil dungs -
ordnung).

(5) Die Satzungen der Kammern werden mit der Mehrheit
der Stimmen der Mitglieder der Vertreterversammlung be -
schlossen; Stimmenthaltungen gelten als nicht abgegebene
Stimmen. Die Satzungen sind öffentlich bekannt zu machen.

(6) Durch besondere Satzung, die von der Haupt ver samm -
lung der Versorgungseinrichtung beschlossen wird, ist die
Alters-, Invaliden- und Hinterbliebenenversorgung der Kam -
mer mitglieder zu regeln, soweit gesetzlich nichts anderes be -
stimmt ist; dabei sind insbesondere Bestimmungen zu treffen
über
1. die Kammermitglieder, die von der Pflichtteilnahme aus-

geschlossen sind, befreit werden können oder die Teil -
nahme freiwillig fortsetzen können,

2. die Pflichten der Teilnehmerinnen und Teilnehmer der
Versorgungseinrichtung, insbesondere zur Zahlung von
einkunftsbezogenen Beiträgen, einschließlich der Fest -
legung von Mindest- und Höchstbeiträgen sowie zur
Zahlung von Zinsen auf rückständige Beiträge und von
Säumniszuschlägen,

3. die Rechte der Teilnehmerinnen und Teilnehmer ein-
schließlich der Leistungen für die Versorgung im Alter,
bei Berufsunfähigkeit und der Hinterbliebenen sowie
sonstige Leistungen,
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4. die Einberufung, Beschlussfähigkeit und Beschluss fas sung
der Hauptversammlung und des Verwaltungsrats sowie
deren Aufgaben,

5. die Zusammensetzung und die Wahl des Verwaltungsrats,
6. die Bildung von Ausschüssen und die Wahl ihrer Mit -

glieder,
7. die Abgrenzung der Befugnisse der Hauptversammlung,

des Verwaltungsrats, der Geschäftsführerin oder des Ge -
schäftsführers und der Ausschüsse,

8. das Haushalts- und Rechnungswesen,
9. die Anlage des Vermögens und

10. die Form der öffentlichen Bekanntmachungen.
Absatz 5 gilt entsprechend.

(7) Die Satzungen der Kammern und der Versorgungs ein -
richtungen bedürfen der Genehmigung der Aufsichts behör de.

§ 16
Einnahmen

(1) Die Kammern haben die zur Durchführung ihrer Auf -
gaben erforderlichen Einnahmen durch Beiträge der Kammer -
mitglieder zu beschaffen, soweit sonstige Einnahmen nicht
zur Verfügung stehen. Die Beiträge werden nach Maßgabe
der Beitragsordnung (§ 15 Abs. 4 Nr. 2) erhoben; aus sozialen
Gründen können in der Beitragsordnung für bestimmte Per -
sonen oder Gruppen von Kammermitgliedern Beitrags er mäßi -
gungen oder Beitragsfreistellungen festgelegt werden.

(2) Für die Beitreibung von Beiträgen und Gebühren gilt das
Landesverwaltungsvollstreckungsgesetz vom 8. Juli 1957 (GVBl.
S. 101, BS 2010-2) in der jeweils geltenden Fassung. Die
Beitreibung der Beiträge erfolgt auf Ersuchen der Kammer
aufgrund eines von dieser auszufertigenden Auszugs aus dem
Verzeichnis der Beitragsrückstände. Vollstreckungsbehörde ist
die Gemeindeverwaltung der verbandsfreien Gemeinde, die
Verbandsgemeindeverwaltung sowie in kreisfreien und großen
kreisangehörigen Städten die Stadtverwaltung, in deren Ge -
biet die Schuldnerin oder der Schuldner die Hauptwohnung
hat. Die Vollstreckungsbehörde erhält außer den etwaigen
Vollstreckungskosten einen Verwaltungskostenbeitrag in Höhe
von 4 v. H. des beizutreibenden Betrags.

§ 17
Haushalts- und Rechnungswesen

(1) Die Kammern stellen für jedes Kalenderjahr (Haus halts -
jahr) einen Haushaltsplan auf, der alle im Haushaltsjahr zu
erwartenden Einnahmen, voraussichtlich zu leistenden Aus -
gaben und voraussichtlich benötigten Verpflichtungs ermäch -
tigun gen enthält und in Einnahme und Ausgabe auszugleichen
ist. Die Einnahmen und Ausgaben sind, soweit erforderlich,
ausreichend zu erläutern. Im Haushaltsplan können Aus gaben
für gegenseitig oder einseitig deckungsfähig erklärt werden,
soweit ein verwaltungsmäßiger oder sachlicher Zusammen -
hang besteht. Bei der Aufstellung und Ausführung des Haus -
haltsplans sind die Grundsätze der Wirtschaftlichkeit und
Spar samkeit zu beachten. Der Haushaltsplan bedarf der Ge -
nehmi gung der Aufsichtsbehörde.

(2) Überplanmäßige und außerplanmäßige Ausgaben sind zu -
lässig, wenn sie unvorhergesehen und unabweisbar sind und
ihre finanzielle Bedeutung im Verhältnis zu den im Haus -
halts plan veranschlagten Ausgaben nicht erheblich ist. Maß -
nahmen, die die Kammer zur Leistung von Ausgaben in künf-
tigen Haushaltsjahren verpflichten können, sind nur zulässig,

wenn der Haushaltsplan dazu ermächtigt oder wenn sie un -
vorhergesehen und unabweisbar sind. Dies gilt nicht, soweit
Verpflichtungen für laufende Geschäfte eingegangen werden.

(3) Soweit der Haushaltsplan zu Beginn des Haushaltsjahres
noch nicht in Kraft getreten ist, können die Ausgaben geleis-
tet werden, zu denen die Kammer rechtlich verpflichtet ist
oder die für die Weiterführung notwendiger Aufgaben unauf-
schiebbar sind.

(4) Die Aufnahme von Krediten sowie die Übernahme von
Bürgschaften, Garantien oder sonstigen Gewährleistungen
sind nach näherer Maßgabe der Satzung nur zulässig, soweit
der Haushaltsplan dazu ausdrücklich ermächtigt. Ausnahmen
bedürfen der Genehmigung der Aufsichtsbehörde.

(5) Die Vertreterversammlung beschließt über die Jahres rech -
nung spätestens bis zum 31. Dezember des auf das Haus -
haltsjahr folgenden Jahres.

Abschnitt 2
Aufsicht

§ 18
Rechtsaufsicht

(1) Die Kammern und die Versorgungseinrichtungen unter-
liegen der Aufsicht des Landes. Sie erstreckt sich auf die Be -
achtung des geltenden Rechts (Rechtsaufsicht).

(2) Die Aufsicht über die Versorgungseinrichtungen er streckt
sich auch darauf, ob die Versorgungsansprüche ausreichend
gesichert sind.

§ 19
Durchführung der Aufsicht

(1) Für die Durchführung der Aufsicht gelten die §§ 120 bis
125 und 127 der Gemeindeordnung entsprechend.

(2) Die Aufsichtsbehörde ist zu den Sitzungen der Vertreter -
versammlung und der Hauptversammlung rechtzeitig unter
Angabe der Tagesordnung und unter Beifügung der für die
Beratung erforderlichen Unterlagen einzuladen; auf Ver lan -
gen der Aufsichtsbehörde ist die Vertreterversammlung oder
die Hauptversammlung einzuberufen. Den Bediensteten der
Aufsichtsbehörde ist in der Vertreterversammlung und der
Hauptversammlung auf Verlangen das Wort zu erteilen. Die
Niederschriften über die Sitzungen sind der Aufsichts behörde
zuzuleiten.

(3) Zur Durchführung der Aufsicht über die Versorgungs ein -
richtungen sind der Aufsichtsbehörde vorzulegen
1. jede Änderung des Geschäftsplans und der Satzung; die

Änderungen des Geschäftsplans und der Satzung bedürfen
der Genehmigung der Aufsichtsbehörde,

2. im Abstand von drei Jahren, auf Verlangen der Auf sichts -
behörde auch zu einem früheren Zeitpunkt, der Bericht
über die Prüfung der finanziellen Lage der Versorgungs -
einrichtung und über die Prüfung der Anwendbarkeit der
Rechnungsgrundlagen und des Finanzierungsverfahrens,

3. jährlich ein versicherungsmathematisches Gutachten zur
Berechnung der für die dauernde Erfüllbarkeit der Leis-
tungsverpflichtungen der Versorgungseinrichtung erforder -
lichen Rückstellungen und

4. die Abschlussberichte der bestellten Wirtschaftsprüferin oder
des bestellten Wirtschaftsprüfers oder der bestellten Wirt -
schaftsprüfungsgesellschaft.
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Die Aufsichtsbehörde kann das versicherungsmathematische
Gutachten auf Kosten der Versorgungseinrichtung durch eine
von ihr beauftragte Versicherungsmathematikerin oder einen
von ihr beauftragten Versicherungsmathematiker prüfen lassen.
Die Kosten der Beaufsichtigung tragen die Versor gungs ein -
rich tungen. Das für die Versicherungsaufsicht über private
Versicherungsunternehmen zuständige Ministerium wird er -
mächtigt, durch Rechtsverordnung
1. die nähere inhaltliche Ausgestaltung der Geschäfts füh rungs-

und Aufsichtsgrundsätze der Versorgungseinrichtungen zu
regeln,

2. Bestimmungen zur Kapitalausstattung, zur Vermögenslage
sowie zur Rechnungslegung und Berichterstattung zu treffen
und

3. das Nähere über die Erhebung von Gebühren für die Kos -
ten der Beaufsichtigung zu regeln.

§ 20
Aufsichtsbehörden

(1) Die Aufsicht über die Landesärztekammer Rheinland-
Pfalz, Landeszahnärztekammer Rheinland-Pfalz, Landespsycho -
therapeutenkammer Rheinland-Pfalz, Landespflegekammer
Rheinland-Pfalz und Landesapothekerkammer Rheinland-Pfalz
wird von dem fachlich zuständigen Ministerium, die Aufsicht
über die Landestierärztekammer Rheinland-Pfalz wird von
dem für das Veterinärwesen zuständigen Ministerium ausge-
übt.

(2) Die Aufsicht über die Bezirkskammern der Ärztinnen und
Ärzte, Zahnärztinnen und Zahnärzte wird von dem Landes -
amt für Soziales, Jugend und Versorgung, die Aufsicht über
die Bezirkstierärztekammer Pfalz wird von dem Landes unter -
suchungsamt ausgeübt. Oberste Aufsichtsbehörde ist das für
die Aufsicht über die entsprechende Landeskammer zuständige
Ministerium.

(3) Die Aufsicht über die Versorgungseinrichtungen nach § 13
mit Sitz in Rheinland-Pfalz wird von dem für die Ver siche -
rungsaufsicht über private Versicherungsunternehmen zu stän -
digen Ministerium im Benehmen mit dem für die Aufsicht
über die entsprechende Landeskammer zuständigen Minis te -
rium ausgeübt.

Teil 2
Berufsausübung

§ 21
Allgemeine Berufspflichten

(1) Die Kammermitglieder sind verpflichtet, ihren Beruf ge -
wissenhaft auszuüben und dem ihnen im Zusammenhang mit
dem Beruf entgegengebrachten Vertrauen zu entsprechen.

(2) Die Ausübung der Berufstätigkeit durch die Berufs ange -
hö rigen nach § 1 Abs. 1 Nr. 1 bis 4 außerhalb von Kranken -
häusern und von Privatkrankenanstalten nach § 30 der Ge -
werbeordnung in der Fassung vom 22. Februar 1999 (BGBl. I
S. 202) in der jeweils geltenden Fassung ist an die Nieder las -
sung in eigener Praxis gebunden, soweit nicht gesetzliche Be -
stimmungen etwas anderes zulassen oder eine unselbstständige
Tätigkeit in der Praxis von Berufsangehörigen nach § 1 Abs. 1
Nr. 1 bis 4 ausgeübt wird. Ausgenommen sind Tätigkeiten von
Berufsangehörigen nach § 1 Abs. 1 Nr. 1 bis 4 bei Trä gern, die
nicht gewerbs- oder berufsmäßig medizinische Leistungen er -
bringen. Für die Berufsangehörigen nach § 1 Abs. 1 Nr. 5
bis 7 gelten für die Ausübung ihrer Berufstätigkeit die Be rufs -

pflichten nach den Sätzen 1 und 2 entsprechend. Satz 1 gilt
für die Ausübung der Berufstätigkeit der Tierärztinnen und
Tierärzte entsprechend. Die Kammern können in besonderen
Einzelfällen Ausnahmen von Satz 1 zulassen, wenn sicher -
gestellt ist, dass berufsrechtliche Belange nicht beeinträchtigt
sind.

(3) Liegen einer Kammer hinreichende Anhaltspunkte für  eine
Berufspflichtverletzung vor, so ist sie berechtigt, zu deren Auf -
klärung und Ahndung personenbezogene Daten zu erheben,
zu übermitteln und in sonstiger Weise zu verarbeiten. Öffent-
liche Stellen sowie die Arbeitgeberin oder der Arbeitgeber des
betreffenden Kammermitglieds sind verpflichtet, die zur Auf -
klärung und Ahndung erforderlichen Auskünfte zu erteilen.
Die Kammer ist berechtigt, öffentliche Stellen sowie die Ar beit -
geberin oder den Arbeitgeber über festgestellte schwerwie gende
Berufspflichtverletzungen, die sich auf die Berufsaus übung
des Kammermitglieds auswirken können, zu unterrichten.
Besondere gesetzliche Übermittlungsregelungen oder Geheim -
haltungspflichten sowie Berufs- oder besondere Amts ge heim -
nisse bleiben unberührt.

(4) Die Behörden, die Meldungen der Dienstleistungs er bringe -
rinnen und Dienstleistungserbringer nach Artikel 7 Abs. 1
der Richtlinie 2005/36/EG des Europäischen Parlaments und
des Rates vom 7. September 2005 über die Anerkennung von
Berufsqualifikationen (ABl. EU Nr. L 255 S. 22; 2007
Nr. L 271 S. 18; 2008 Nr. L 93 S. 28; 2009 Nr. L 33 S. 49) in
der jeweils geltenden Fassung erhalten, übermitteln der je -
weils zuständigen Kammer Kopien der Meldungen einschließ -
lich der den Meldungen beigefügten Dokumente. Sie unter-
richten die Kammer auch über die Auskünfte von Aufnahme-
oder Herkunftsmitgliedstaaten nach Artikel 56 Abs. 2 der
Richtlinie 2005/36/EG über das Vorliegen disziplinarischer,
strafrechtlicher oder sonstiger schwerwiegender Sachverhalte,
die sich auf die Berufsausübung von Kammermitgliedern aus-
wirken können.

(5) Die Kammern können von den zuständigen Behörden des
Niederlassungsmitgliedstaats für die Erbringung der Dienst -
leistung Informationen über die Rechtmäßigkeit der Nieder -
lassung und das Vorliegen berufsbezogener Sanktionen anfor-
dern. Im Falle einer Beschwerde über eine Dienstleistung ist
die Kammer berechtigt, alle für die Durchführung des Be -
schwerdeverfahrens erforderlichen Informationen auch bei
der zuständigen Behörde des Niederlassungsmitgliedstaats ein -
zuholen. Sie unterrichtet die Dienstleistungsempfängerin oder
den Dienstleistungsempfänger über das Ergebnis der Be -
schwer de und im Falle einer berufsrechtlichen oder berufs -
gerichtlichen Maßnahme auch die zuständige Behörde des
Nie derlassungsmitgliedstaats. Auf Anfrage der zuständigen
Behörde eines anderen Mitgliedstaats über eine Dienstleis-
tungserbringung von Kammerangehörigen in diesem Mit glied -
staat hat die Kammer die zur Durchführung des Verfahrens
erforderlichen Angaben, insbesondere über das Vorliegen be -
rufsrechtlicher oder berufsgerichtlicher Maßnahmen, zu über -
mitteln.

§ 22
Besondere Berufspflichten

(1) Die Kammermitglieder, die ihren Beruf ausüben, haben
insbesondere die Pflicht,
1. sich fortwährend beruflich fortzubilden und sich dabei

über die für ihre Berufsausübung geltenden Bestimmungen
zu unterrichten,
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2. sich gegen die aus der Ausübung ihres Berufs ergebenden
Haftpflichtansprüche nach Art und Umfang dem Risiko
angemessen zu versichern und dies auf Verlangen der
Lan deskammer nachzuweisen; diese ist zuständige Stelle
im Sinne des § 117 Abs. 2 des Versicherungs vertrags -
gesetzes; die Versicherungspflicht besteht für das Kam -
mermitglied persönlich, es sei denn, das Kammer mit -
glied ist in vergleichbarem Umfang im Rahmen eines
Beschäfti gungs verhältnisses gegen Haftpflichtansprüche
abgesichert,

3. soweit sie als Ärztinnen oder Ärzte, Zahnärztinnen oder
Zahnärzte, Tierärztinnen oder Tierärzte in einer Nieder -
lassung tätig sind, grundsätzlich am Notfalldienst teilzu -
neh men und sich dafür fortzubilden; dies gilt auch für
Psycho logische Psychotherapeutinnen und Psychologische
Psychotherapeuten, Kinder- und Jugendlichenpsycho thera -
peutinnen und Kinder- und Jugendlichenpsychothera peuten,
Apothekerinnen und Apotheker, soweit die Be rufs ord nung
ihre Teilnahme am Notfalldienst vorsieht,

4. soweit sie in einer eigenen Niederlassung tätig sind, über
in Ausübung ihres Berufs gemachte Feststellungen und ge -
troffene Maßnahmen Aufzeichnungen zu fertigen und

5. im Rahmen ihrer beruflichen Tätigkeit als Kammer mit -
glied im Sinne des § 1 Abs. 1 Nr. 1 bis 7 auf besondere
Risiken für Vernachlässigung, Missbrauch oder Miss hand -
lung von Kindern und anderen besonders schutzwürdigen
Personen zu achten und, soweit dies erforderlich ist, auf
Schutz- und Unterstützungsmaßnahmen hinzuwirken; sie
arbeiten hierzu insbesondere mit den Einrichtungen und
Diensten der öffentlichen und freien Jugendhilfe und dem
öffentlichen Gesundheitsdienst zusammen und sollen sich
nach ihren Möglichkeiten an den lokalen Netzwerken nach
§ 3 des Landesgesetzes zum Schutz von Kindeswohl und
Kindergesundheit vom 7. März 2008 (GVBl. S. 52, BS 216-6)
in der jeweils geltenden Fassung beteiligen.

(2) Die Kammermitglieder haben beim Ausscheiden aus einer
eigenen Niederlassung oder bei deren Schließung dafür zu
sorgen, dass die in Ausübung ihres Berufs gefertigten medizi-
nischen und pflegerischen Aufzeichnungen und sonstigen dort
vorhandenen Patientenunterlagen nach den Vorschriften der
Schweigepflicht und des Datenschutzes untergebracht und nur
für Berechtigte zugänglich gemacht werden. Kommt ein Kam -
mermitglied dieser Pflicht nicht nach, ist die Kammer ver-
pflichtet, die Unterlagen im Rahmen der Verwaltungs voll -
streckung zu verwahren und zu verwalten. Die Kammern
können auch gemeinsame Einrichtungen zur Aufbewahrung
und Verwaltung errichten oder nutzen; das Nähere regelt die
Satzung.

§ 23
Berufsordnung

Das Nähere zu § 22 Abs. 1 regelt die Berufsordnung. Sie
hat insbesondere zu § 22 Abs. 1 Nr. 3 vorzusehen, dass die
Teil nahmeverpflichtung am Notfalldienst nur für einen be -
stimmten regionalen Bereich gilt und Befreiung von der
Teilnahme auf Antrag aus schwerwiegenden Gründen sowie
wegen Teil nah me an einem anderen Notfalldienst, einem
Notarztdienst mit Not fallversorgung oder einer Integrierten
Leitstelle im Sinne des Rettungsdienstgesetzes in der Fassung
vom 22. April 1991 (GVBl. S. 217, BS 2128-1) in der jeweils
geltenden Fassung ganz, teilweise oder vorübergehend erteilt
werden kann.

§ 24
Weiterer Inhalt

der Berufsordnung

(1) Die Berufsordnung hat im Rahmen des § 21 Abs. 1 weitere
Bestimmungen über Berufspflichten zu enthalten, insbeson-
dere, soweit dies für den jeweiligen Heilberuf in Betracht
kommt, hinsichtlich
1. der Einhaltung der Schweigepflicht und der sonst für die

Berufsausübung geltenden Rechtsvorschriften sowie der
verbindlichen fachlichen Standards zur Sicherung der
Qualität der Berufsausübung,

2. der datenschutzgerechten Aufbewahrung der in Aus übung
des Berufs gefertigten automatisierten und nicht automa-
tisierten Aufzeichnungen und Dokumentationen, der
Si cherstellung der Auskunftsrechte der Betroffenen und
der Zulässigkeit der externen Datenpflege, Daten verwal -
tung und Datenverarbeitung,

3. der Einführung und Verwendung von digitalen Signa -
turen, Verschlüsselungsverfahren und maschinell lesbaren
Patientenakten einschließlich des Datenschutzes,

4. der Ausstellung von Gutachten, Zeugnissen und sonstigen
fachlichen Dokumenten,

5. der Praxis- oder Apothekenankündigung sowie der Apo -
thekennamen,

6. der Einrichtung der Praxis oder Apotheke und ihrer
Barrierefreiheit,

7. der Öffnungszeiten der Apotheken,
8. der Durchführung von Sprechstunden und Haus be su -

chen,
9. der gemeinsamen Ausübung der Berufstätigkeit,

10. der Angemessenheit und Nachprüfbarkeit des Hono -
rars,

11. der nach den Besonderheiten des jeweiligen Berufs beste-
henden Möglichkeiten und erforderlichen Einschrän kun -
gen der Werbung,

12. der Verordnung und Empfehlung von Arznei-, Heil- oder
Hilfsmitteln,

13. des beruflichen Verhaltens gegenüber anderen Berufs an -
gehörigen und der Zusammenarbeit zwischen Berufsan -
gehörigen und Angehörigen anderer Gesundheitsberufe,

14. der Beschäftigung von Vertretungs- und Assistenzkräften
und sonstigen Mitarbeiterinnen und Mitarbeitern und

15. der Ausbildung von Assistenzkräften.

(2) Die Berufsordnung kann vorsehen, dass die Weiter -
bil dungs bezeichnungen mit einem Hinweis auf die Kam -
mer, die die Anerkennung erteilt hat, zu führen sind; die
Berufs ord nung kann Bestimmungen über das Führen und
die Herkunft sons tiger Weiterbildungsbezeichnungen tref-
fen.

Teil 3
Weiterbildung

Abschnitt 1
Weiterbildung der Ärztinnen und Ärzte,

Zahnärztinnen und Zahnärzte,
Psychologischen Psychotherapeutinnen

und Psychologischen Psychotherapeuten,
Kinder- und Jugendlichenpsychotherapeutinnen

und Kinder- und Jugendlichenpsychotherapeuten,
Apothekerinnen und Apotheker,

Tierärztinnen und Tierärzte
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Unterabschnitt 1
Allgemeine Bestimmungen

§ 25
Gebiets-, Teilgebiets-,

Schwerpunkt- und Zusatzbezeichnungen

Die in § 1 Abs. 1 Nr. 1 bis 4, 8 und 9 genannten Kammer -
mitglieder können nach Maßgabe der Bestimmungen dieses
Abschnitts sowie der hierzu erlassenen Satzungen (Weiter -
bildungsordnungen) neben ihrer Berufsbezeichnung weitere
Bezeichnungen führen, die auf besondere Kenntnisse in einem
bestimmten medizinischen, zahnmedizinischen, psychothera-
peutischen, pharmazeutischen oder tiermedizinischen Gebiet
(Gebietsbezeichnung), Teilgebiet (Teilgebietsbezeichnung) oder
Schwerpunkt (Schwerpunktbezeichnung) oder auf andere zu -
sätzlich erworbene Kenntnisse in einem bestimmten Bereich
(Zusatzbezeichnung) hinweisen.

§ 26
Bestimmung von Bezeichnungen

(1) Die Landeskammern bestimmen die Bezeichnungen nach
§ 25 für ihre Kammermitglieder, soweit dies im Hinblick auf
die medizinische, zahnmedizinische, psychotherapeutische,
pharmazeutische oder tiermedizinische Entwicklung und eine
angemessene Versorgung der Bevölkerung oder des Tierbes tands
erforderlich ist.

(2) Die Bestimmung von Bezeichnungen ist aufzuheben, wenn
die in Absatz 1 genannten Voraussetzungen nicht mehr ge -
geben sind.

§ 27
Führen und Ankündigung von Bezeichnungen

(1) Eine Bezeichnung nach § 25 darf führen, wer nach erfolg-
reichem Abschluss der vorgeschriebenen Weiterbildung eine
Anerkennung erhalten hat.

(2) Mehrere Gebietsbezeichnungen dürfen mit Zustimmung
der Kammer auf verwandten Gebieten nebeneinander geführt
werden.

(3) Teilgebietsbezeichnungen und Schwerpunktbezeich nungen
dürfen nur zusammen mit der Bezeichnung des Gebiets ge -
führt werden, dem die Teilgebiete oder Schwerpunkte zu -
gehören.

(4) Die Landeskammer kann die Anzahl der nebeneinander
geführten Bezeichnungen beschränken.

(5) Nicht nach der Weiterbildungsordnung der Kammer (§ 15
Abs. 4 Nr. 5) erworbene Qualifikationen oder Tätig keits schwer -
punkte dürfen nur unter Angabe der Institution, die diese
erteilt hat und auch nur dann angekündigt werden, wenn
diese Angaben nicht mit den nach der Weiter bildungs ord nung
der Kammer erworbenen Bezeichnungen verwechselt werden
können. Der Kammer sind auf Verlangen die zur Prüfung der
Voraussetzungen der Ankündigung nach Satz 1 erforderlichen
Unterlagen vorzulegen.

§ 28
Inhalt, Form und Dauer der Weiterbildung

(1) Die Weiterbildung umfasst die für den Erwerb der jewei-
ligen Bezeichnung nach § 25 erforderliche Vertiefung der be -

ruflichen Kenntnisse und Fähigkeiten. Sie erfolgt in praktischer
Berufstätigkeit und theoretischer Unterweisung.

(2) In den Gebieten darf die Weiterbildung drei Jahre, in den
Bereichen nach § 41 18 Monate nicht unterschreiten.

(3) Die Weiterbildung in den Teilgebieten und Schwer punk ten
kann im Rahmen der Weiterbildung in dem Gebiet durch -
geführt werden, dem die Teilgebiete oder Schwerpunkte
zugehören, wenn die Weiterbildungsordnung dies zulässt.

(4) Die Weiterbildung wird ganztägig oder halbtägig durch-
geführt. Die Weiterbildungsordnung kann Ausnahmen von
Satz 1, insbesondere eine berufsbegleitende Weiterbildung,
zulassen, soweit dies mit den Zielen der Weiterbildung ver-
einbar ist.

(5) Eine Zeit beruflicher Tätigkeit, in der auch eine eigene
Praxis ausgeübt wird, ist auf die Weiterbildung in den Ge -
bieten, Teilgebieten und Schwerpunkten nicht anrechnungs-
fähig; die Kammern können in der Weiterbildungsordnung
hiervon abweichende Bestimmungen treffen, soweit dies mit
den Zielen der Weiterbildung vereinbar ist.

(6) Wenn die Ausbildung außerhalb eines Mitgliedstaats der
Europäischen Union oder eines anderen Vertragsstaats des
Abkommens über den Europäischen Wirtschaftsraum absol-
viert wurde, hat die oder der Weiterzubildende der Kammer
seine Approbation, Berufserlaubnis oder Erlaubnis zum Füh ren
einer Berufsbezeichnung vorzulegen. Die Kammer kann bei
Zweifeln an der Vergleichbarkeit der Ausbildung die in Satz 1
genannten Unterlagen der für die Berufszulassung zuständigen
Behörde zur Prüfung vorlegen.

(7) Die Weiterzubildenden haben den Beginn und die vor -
zeitige Beendigung der Weiterbildung der Kammer zur Auf -
nahme in das Weiterbildungsregister nach § 3 Abs. 2 Nr. 8
unverzüglich anzuzeigen.

§ 29
Weiterbildende, Weiterbildungsstätten

und Weiterbildungsverbünde

(1) Die Weiterbildung wird unter verantwortlicher Leitung
ermächtigter oder befugter Kammermitglieder in Einrich tun gen
der Hochschulen, in zugelassenen Krankenhäusern, in zu ge las -
senen Instituten oder in anderen zugelassenen Einrich tungen
(Weiterbildungsstätten) mit Unterstützung der Kammern durch -
geführt. Die Kammern sollen insbesondere die Errichtung
und den Betrieb von Weiterbildungsverbünden organisatorisch
fördern; dies gilt auch für kammerübergreifende Weiter bil dungs -
verbünde.

(2) Die Ermächtigung oder Befugnis zur Weiterbildung nach
Absatz 1 kann nur erteilt werden, wenn das Kammermitglied
fachlich und persönlich geeignet ist. Sie kann dem Kammer -
mitglied nur für das Gebiet, das Teilgebiet, den Schwerpunkt
oder den Bereich erteilt werden, dessen Bezeichnung es führt;
sie kann mehreren Kammermitgliedern gemeinsam erteilt wer -
den. Satz 2 Halbsatz 1 gilt für eine in der Weiter bildungs ord -
nung festzulegende Übergangszeit nicht, wenn die Landes -
kammer nach § 26 Abs. 1 eine neue Bezeichnung bestimmt.

(3) Das ermächtigte oder befugte Kammermitglied ist ver-
pflichtet, die Weiterbildung entsprechend den Bestimmungen
dieses Gesetzes sowie der Weiterbildungsordnung durchzu-
führen. Über die erfolgte Weiterbildung hat es in jedem Ein -
zelfall ein Zeugnis auszustellen.

Nr. 20 Gesetz- und Verordnungsblatt für das Land Rheinland-Pfalz vom 30. Dezember 2014 313



§ 30
Ermächtigung, Befugnis und Zulassung

(1) Über die Ermächtigung oder Befugnis des Kammer mit -
glieds nach § 29 Abs. 1 und den Widerruf der Ermächtigung
oder Befugnis entscheidet die Kammer. Sie kann die Er mäch -
tigung oder Befugnis zeitlich beschränken. Die Ermächtigung
oder Befugnis bedarf eines Antrags, dem ein gegliedertes Weiter -
bildungskonzept für die Gebiete, Teilgebiete, Schwerpunkte
oder Bereiche, für die die Ermächtigung oder Befugnis bean-
tragt wird, beizufügen ist.

(2) Über die Zulassung der Weiterbildungsstätte und den
Wider ruf der Zulassung entscheidet die Landeskammer; die
Zulassung kann zeitlich beschränkt werden. Auf das Zu las -
sungsverfahren finden die Bestimmungen über die Genehmi -
gungsfiktion nach § 42 a des Verwaltungsverfahrensgesetzes
(VwVfG) Anwendung. Das Verfahren kann über einen ein-
heitlichen Ansprechpartner im Sinne des § 1 Abs. 1 des Lan des -
gesetzes über die einheitlichen Ansprechpartner in Verwal -
tungsangelegenheiten abgewickelt werden. Die Kammern unter -
stützen den einheitlichen Ansprechpartner und stellen ihm
die zur Wahrnehmung seiner Aufgaben erforderlichen In -
formationen zur Verfügung.

(3) Die Ermächtigung, Befugnis oder Zulassung ist zu wider-
rufen, wenn ihre Voraussetzungen nicht mehr gegeben sind.
Mit der Beendigung der Tätigkeit eines ermächtigten oder be -
fugten Kammermitglieds an der Weiterbildungsstätte erlischt
seine Ermächtigung oder Befugnis zur Weiterbildung.

(4) Die Landeskammer führt ein Verzeichnis der ermächtig-
ten und befugten Kammermitglieder und der zugelassenen
Weiter bildungsstätten, aus dem hervorgeht, in welchem Um -
fang sie zur Weiterbildung ermächtigt, befugt oder zugelassen
sind. Das Verzeichnis ist mindestens einmal im Jahr in geeig-
neter Form öffentlich bekannt zu machen.

§ 31
Anerkennung

(1) Die Anerkennung nach § 27 ist bei der Kammer zu bean-
tragen. Diese entscheidet aufgrund einer Prüfung, in der In -
halt, Umfang und Ergebnis der durchlaufenen Weiter bil dungs -
abschnitte nachzuweisen und die erworbenen Kenntnisse dar-
zulegen sind. Soweit erforderlich sind im Rahmen der Prü -
fung auch die für die Berufsausübung notwendigen Kennt -
nisse der deutschen Sprache zu belegen. Für die Anerkennung
zum Führen einer Zusatzbezeichnung kann in der Weiter bil -
dungs ordnung geregelt werden, dass auf die Prüfung verzich-
tet wird; insoweit wird aufgrund der vorgelegten Zeugnisse
und Nachweise entschieden.

(2) Die Prüfung wird von einem bei der Kammer zu bil -
denden Ausschuss durchgeführt. Dem Ausschuss gehören min -
des tens drei von der Kammer zu bestimmende Mitglieder
an. Mindes tens zwei dieser Mitglieder müssen die betreffen de
Be zeichnung führen; § 29 Abs. 2 Satz 3 gilt entsprechend.

(3) Die Prüfung dient der Feststellung, ob die Antragstellerin
oder der Antragsteller in der nach abgeschlossener Aus bil dung
durchgeführten Weiterbildung auf dem gewählten Gebiet, Teil -
gebiet, Schwerpunkt oder Bereich (§ 25) die als Voraus set -
zung für die Anerkennung vorgeschriebenen besonderen oder
zusätzlichen Kenntnisse erworben hat.

(4) Die Zulassung zur Prüfung setzt voraus, dass die ordnungs -
gemäße Weiterbildung durch Zeugnisse nachgewiesen wird;
mit den Zeugnissen ist eine Übersicht über den zeitlichen
Verlauf der Weiterbildung und der einzelnen durchlaufenen
Weiterbildungsabschnitte sowie über die Inhalte der Weiter -
bildungsabschnitte vorzulegen. Die Kammer ist berechtigt,
darüber hinausgehende Nachweise zu verlangen. Zur Fest -
stellung des Prüfungsergebnisses hat der Prüfungsausschuss
Inhalt und Ergebnis der vorgelegten Zeugnisse, die vorgelegte
Übersicht und die im Rahmen der Prüfung dargelegten Kennt -
nisse zu beurteilen.

(5) Wird die Prüfung nicht erfolgreich abgeschlossen, kann
der Ausschuss die vorgeschriebene Weiterbildungszeit verlän-
gern und hierfür besondere Auflagen bestimmen. Die Prü fung
kann mehrfach wiederholt werden.

(6) Wer in einem von den §§ 28 und 29 abweichenden Weiter -
bildungsgang eine Weiterbildung abgeschlossen hat, erhält auf
Antrag die Anerkennung, wenn die Weiterbildung gleichwer-
tig ist. Eine nicht abgeschlossene oder eine abgeschlossene, aber
nicht gleichwertige Weiterbildung sowie die Zusatzausbildung
für die Bereiche nach § 41 kann unter vollständiger oder teil-
weiser Anrechnung der bisher abgeleisteten Weiterbil dungs -
zeiten nach den Bestimmungen dieses Gesetzes abgeschlossen
werden. Bei der Anerkennung ist die in einem Mitgliedstaat
der Europäischen Union oder einem anderen Vertragsstaat des
Abkommens über den Europäischen Wirtschaftsraum er wor -
bene Berufserfahrung, Zusatzausbildung und fachärztliche,
fachzahnärztliche und fachpsychotherapeutische Weiterbildung
zu berücksichtigen. Über die Anerkennung und die An rech -
nung entscheidet die Kammer; die Entscheidung ist innerhalb
einer Frist von vier Monaten ab dem Zeitpunkt, zu dem der
Antrag zusammen mit den vollständigen Unterlagen einge-
reicht worden ist, zu treffen.

(7) Wer als Staatsangehörige oder Staatsangehöriger eines Mit -
gliedstaats der Europäischen Union oder eines anderen Ver -
tragsstaats des Abkommens über den Europäischen Wirtschafts -
raum ein fachbezogenes Diplom, ein Prüfungszeugnis oder
einen sonstigen fachlichen Weiterbildungsnachweis besitzt,
die nach dem Recht der Europäischen Union gegenseitig an -
er kannt werden, erhält auf Antrag innerhalb einer Frist von
drei Monaten ab dem Zeitpunkt, zu dem der Antrag zusammen
mit den vollständigen Unterlagen bei der Kammer eingereicht
worden ist, die entsprechende Anerkennung nach § 27. Die
Bezeichnung ist in deutscher Sprache zu führen.

(8) In den Fällen des Absatzes 1 Satz 1, des Absatzes 4 Satz 1
und 2, des Absatzes 6 Satz 1 und 4 und des Absatzes 7 Satz 1
kann das Verfahren über einen einheitlichen Ansprech part ner
im Sinne des § 1 Abs. 1 des Landesgesetzes über die einheit -
lichen Ansprechpartner in Verwaltungsangelegenheiten ab -
gewickelt werden. Die Kammern unterstützen den einheit -
lichen Ansprechpartner und stellen ihm die zur Wahr nehmung
seiner Aufgaben erforderlichen Informationen zur Verfü gung.

(9) Soweit in den Fällen der Absätze 1, 4, 6 und 7 eine Be -
zirkskammer entschieden hat, entscheidet die jeweilige Lan -
des kammer über einen hiergegen eingelegten Widerspruch.

§ 32
Rücknahme der Anerkennung

Die Anerkennung kann zurückgenommen werden, wenn die
für die Erteilung erforderlichen Voraussetzungen nicht gege-
ben waren. Soweit die Rücknahme durch eine Bezirks kammer
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erfolgt ist, entscheidet die jeweilige Landeskammer über einen
hiergegen eingelegten Widerspruch.

§ 33
Inhalt der Weiterbildungsordnung

(1) In der Weiterbildungsordnung sind insbesondere zu regeln:
1. der Inhalt und der Umfang der Gebiete, Teilgebiete,

Schwer punkte und Bereiche, auf die sich die Bezeich -
nungen nach § 25 beziehen,

2. die Bestimmung und die Aufhebung von Bezeichnungen
nach § 26,

3. die Voraussetzungen, unter denen mehrere Bezeich nun gen
nach § 27 Abs. 2 bis 4 nebeneinander geführt werden
dürfen,

4. der weitere Inhalt und die Mindestdauer der Weiter bil -
dung nach § 28, insbesondere Inhalt, Dauer und Rei hen -
folge der einzelnen Weiterbildungsabschnitte,

5. die Voraussetzungen für die Zulassung von Weiterbil dungs -
stätten nach § 29 Abs. 1 Satz 1 und für die Ermächtigung
oder Befugnis von Kammermitgliedern zur Weiter bildung
nach § 29 Abs. 2,

6. die Anforderungen, die an das Zeugnis nach § 29 Abs. 3
Satz 2 zu stellen sind,

7. das Verfahren zur Erteilung der Anerkennung und das
Nähere über die Prüfung nach § 31,

8. Dauer und besondere Auflagen der verlängerten Weiter -
bildung nach § 31 Abs. 5,

9. das Verfahren zur Rücknahme der Anerkennung nach
§ 32,

10. die Voraussetzungen und der Inhalt besonderer Fach -
kun denachweise und fakultativer Weiterbildung und

11. die Durchführung von Qualitätssicherungsmaßnahmen
für Weiterbildende und Weiterzubildende.

(2) In der Weiterbildungsordnung können besondere Vorbil -
dungsvoraussetzungen für die Weiterbildung in berufsüber-
greifenden Gebieten festgelegt werden.

§ 34
Gleichstellung von Anerkennungen

Eine außerhalb des Geltungsbereichs dieses Gesetzes in ande-
ren Kammerbezirken erteilte Anerkennung zum Führen einer
Bezeichnung im Sinne des § 25 gilt auch in Rheinland-Pfalz.

§ 35
Besondere Pflichten

beim Führen der Bezeichnungen

(1) Wer eine Gebietsbezeichnung führt, darf grundsätzlich nur
in diesem Gebiet tätig werden; wer eine Teilgebiets bezeich -
nung oder eine Schwerpunktbezeichnung führt, muss auch in
diesem Teilgebiet oder Schwerpunkt tätig sein.

(2) Kammermitglieder, die eine Gebietsbezeichnung führen,
sollen sich in der Regel nur durch Berufsangehörige vertreten
lassen, die dieselbe Gebietsbezeichnung führen.

(3) Wer eine Bezeichnung nach § 25 führt, hat sich in dem
Gebiet, Teilgebiet, Schwerpunkt oder Bereich, auf das oder
den sich die Bezeichnung bezieht und, soweit die Voraus set -
zungen nach § 22 Abs. 1 Nr. 3 für die Teilnahme am Not fall -
dienst vorliegen, auch für eine Tätigkeit im Rahmen des Not -
falldiensts fortzubilden.

Unterabschnitt 2
Weiterbildung der Ärztinnen und Ärzte

§ 36
Medizinische Gebiete,

Schwerpunkte und Bereiche

Die Landesärztekammer Rheinland-Pfalz bestimmt die Ge -
biets-, Schwerpunkt- und Zusatzbezeichnungen unter den Vo -
raussetzungen des § 26 Abs. 1.

§ 37
Umfang der ärztlichen Weiterbildung und
Zulassung ärztlicher Weiterbildungsstätten

(1) Die Weiterbildung nach § 28 Abs. 1 umfasst für Ärztin-
nen und Ärzte insbesondere die Vertiefung der Kenntnisse
und Fähigkeiten in der Verhütung, Erkennung und Be hand lung
von Krankheiten, Körperschäden und Leiden einschließlich
der Wechselbeziehungen zwischen Mensch und Umwelt sowie
in den notwendigen Maßnahmen der Rehabilitation.

(2) Die Weiterbildung kann abweichend von § 29 Abs. 1
Satz 1 bei einer ermächtigten oder befugten Ärztin oder einem
ermächtigten oder befugten Arzt durchgeführt werden.

(3) Die Zulassung eines Krankenhauses und einer dort ein -
gerichteten und ausgeübten Fachrichtung als Weiterbildungs -
stätte setzt voraus, dass
1. geeignete Patientinnen und Patienten in so ausreichender

Zahl in der jeweiligen Fachrichtung behandelt werden, dass
die weiterzubildende Ärztin oder der weiterzubildende Arzt
die Möglichkeit hat, sich mit den typischen Krankheiten
des Gebiets, Schwerpunkts oder Bereichs, worauf sich die
Bezeichnung bezieht, vertraut zu machen,

2. Personal und Ausstattung vorhanden sind, die den Er for -
dernissen der medizinischen Entwicklung Rechnung tragen
und

3. regelmäßige Konsiliartätigkeit ausgeübt wird.
Satz 1 gilt entsprechend für Institute und andere Ein rich tun gen.

§ 38
Besondere Ausbildung in der Allgemeinmedizin

(1) Die besondere Ausbildung in der Allgemeinmedizin nach
Artikel 28 der Richtlinie 2005/36/EG ist Weiterbildung im
Sinne dieses Gesetzes; sie beträgt mindestens drei Jahre. Das
Nähere über die besondere Ausbildung in der Allgemein me -
dizin regelt die Landesärztekammer Rheinland-Pfalz durch
Satzung (Weiterbildungsordnung) unter Berücksichtigung der
die besondere Ausbildung in der Allgemeinmedizin betreffen-
den Vorgaben der Richtlinie 2005/36/EG; sie kann längere
Mindestzeiten festlegen.

(2) Wer die besondere Ausbildung in der Allgemeinmedizin
nach Absatz 1 abgeschlossen hat, erhält auf Antrag von der Be -
zirksärztekammer ein Zeugnis. Das Zeugnis berechtigt dazu,
die Bezeichnung „Fachärztin für Allgemeinmedizin“ oder
„Fach arzt für Allgemeinmedizin“ zu führen. Voraussetzung
ist, dass die Befugnis zur Ausübung des ärztlichen Berufs nach
der Bundesärzteordnung in der Fassung vom 16. April 1987
(BGBl. I S. 1218) in der jeweils geltenden Fassung besteht.

(3) Wer nach dem Recht eines anderen Mitgliedstaats der Euro -
päischen Union oder eines anderen Vertragsstaats des Ab -
kom mens über den Europäischen Wirtschaftsraum ein Diplom,

Nr. 20 Gesetz- und Verordnungsblatt für das Land Rheinland-Pfalz vom 30. Dezember 2014 315



ein Prüfungszeugnis, einen sonstigen Befähigungsnachweis oder
eine Bescheinigung über eine besondere Ausbildung in der All -
gemeinmedizin nach Artikel 28 der Richtlinie 2005/36/EG
erworben hat, erhält auf Antrag ein Zeugnis nach Absatz 2
Satz 1 und 2; Absatz 2 Satz 3 gilt entsprechend. Im Übrigen
richtet sich das Anerkennungsverfahren nach Artikel 28 der
Richtlinie 2005/36/EG.

(4) Auf Antrag werden ferner in einem der anderen Mit glied -
staaten der Europäischen Union oder der anderen Vertrags -
staaten des Abkommens über den Europäischen Wirtschafts -
raum zurückgelegte Zeiten in der besonderen Ausbildung in
der Allgemeinmedizin auf die Ausbildung nach Absatz 1 an -
gerechnet, wenn eine Bescheinigung der zuständigen Behörde
des Mitglied- oder anderen Vertragsstaats vorgelegt wird, aus
der sich neben der Ausbildungsdauer und der Art der Aus bil -
dungseinrichtung ergibt, dass die Ausbildung nach dem Recht
des Mitglied- oder anderen Vertragsstaats zur Ausführung des
Artikels 28 der Richtlinie 2005/36/EG erfolgt ist.

Unterabschnitt 3
Weiterbildung der Zahnärztinnen und Zahnärzte

§ 39
Zahnmedizinische Gebiete

(1) Für Zahnärztinnen und Zahnärzte gilt § 25 mit der Ein -
schränkung, dass sie neben ihrer Berufsbezeichnung weitere
Bezeichnungen führen können, die auf besondere Kenntnisse
in einem bestimmten Gebiet der Zahnheilkunde (Gebiets be -
zeichnung) hinweisen. Abweichend von § 27 Abs. 2 dürfen
mehrere Gebietsbezeichnungen auch auf nicht verwandten
Ge bieten nebeneinander geführt werden. § 35 Abs. 1 findet
auf Zahnärztinnen und Zahnärzte keine Anwendung.

(2) Die Landeszahnärztekammer Rheinland-Pfalz bestimmt
Gebietsbezeichnungen unter den Voraussetzungen des § 26
Abs. 1 in den Fachrichtungen
1. Konservierende Zahnheilkunde,
2. Kieferorthopädie,
3. Zahnärztliche Chirurgie und
4. Parodontologie
und in Verbindung dieser Fachrichtungen.

(3) Gebietsbezeichnung ist auch die Bezeichnung „Öffent -
liches Gesundheitswesen“.

§ 40
Umfang der zahnärztlichen Weiterbildung und
Zulassung zahnärztlicher Weiterbildungsstätten

(1) Die Weiterbildung nach § 28 Abs. 1 umfasst für Zahn -
ärztinnen und Zahnärzte insbesondere die Vertiefung der
Kennt nisse und Fähigkeiten in der Verhütung, Erkennung
und Behandlung von Zahn-, Mund- und Kieferkrankheiten
einschließlich der Wechselbeziehungen zwischen Mensch und
Umwelt sowie in den notwendigen Maßnahmen der Reha -
bilitation.

(2) Die Weiterbildung kann abweichend von § 29 Abs. 1
Satz 1 auch bei einer ermächtigten niedergelassenen Zahn -
ärztin oder einem ermächtigten niedergelassenen Zahnarzt
durchgeführt werden.

(3) Die Zulassung eines Krankenhauses und einer dort ein -
gerichteten und ausgeübten Fachrichtung als Weiterbildungs -
stätte setzt voraus, dass

1. geeignete Patientinnen und Patienten in so ausreichender
Zahl behandelt werden, dass die weiterzubildende Zahn -
ärztin oder der weiterzubildende Zahnarzt die Möglich keit
hat, sich mit der Erkennung und Behandlung der für das
Gebiet typischen Zahn-, Mund- oder Kieferkrankheiten
vertraut zu machen und

2. Personal und Ausstattung vorhanden sind, die den Er -
fordernissen der Entwicklung der Zahnheilkunde Rech nung
tragen.

Satz 1 gilt entsprechend für Institute und andere Einrich tun gen.

(4) Weitere Voraussetzung für die Anerkennung für das Ge -
biet „Öffentliches Gesundheitswesen“ nach § 31 ist die Vor -
lage des Zeugnisses über das Bestehen der Prüfung an einer
hierfür besonders zugelassenen Einrichtung.

Unterabschnitt 4
Weiterbildung der Psychologischen Psycho-

therapeutinnen und Psychologischen Psycho-
therapeuten, Kinder- und Jugendlichen-
psychotherapeutinnen und Kinder- und

Jugendlichenpsychotherapeuten

§ 41
Psychotherapeutische

Weiterbildungsbezeichnungen

Die Landespsychotherapeutenkammer Rheinland-Pfalz be -
stim mt Weiterbildungsbezeichnungen unter den Voraus set -
zun gen des § 26 Abs. 1 insbesondere für die Bereiche (Zu satz -
bezeichnungen)
1. Neuropsychologische Psychotherapie,
2. Psychodiabetologie,
3. Spezielle Schmerzpsychotherapie,
4. Psychoanalyse,
5. Tiefenpsychologisch fundierte Psychotherapie,
6. Verhaltenstherapie,
7. Gesprächspsychotherapie,
8. Systemische Therapie und
9. Gutachterliche Tätigkeit im Bereich der Rechts psycho logie.

§ 42
Umfang der psychotherapeutischen

Weiterbildung und Zulassung
psychotherapeutischer Weiterbildungsstätten

(1) Die Weiterbildung nach § 28 Abs. 1 umfasst für Psy cho -
logische Psychotherapeutinnen und Psychologische Psycho -
therapeuten sowie für Kinder- und Jugendlichen psycho thera -
peutinnen und Kinder- und Jugendlichenpsychotherapeuten
insbesondere die Vertiefung der Kenntnisse und Fähigkeiten
in der Verhütung, Erkennung und Behandlung von Krank -
heiten, bei denen Psychotherapie angezeigt ist, einschließlich
der Wechselbeziehungen zwischen Mensch und Umwelt so -
wie in den notwendigen Maßnahmen der Rehabilitation.

(2) Die Weiterbildung kann abweichend von § 29 Abs. 1 Satz
1 ganz oder teilweise bei einer ermächtigten oder befugten
Psychologischen Psychotherapeutin oder Kinder- und Jugend -
lichen psychotherapeutin oder einem ermächtigten oder be -
fugten Psychologischen Psychotherapeuten oder Kinder- und
Jugendlichenpsychotherapeuten durchgeführt werden.

(3) Die Zulassung als Weiterbildungsstätte setzt voraus, dass
1. geeignete Patientinnen und Patienten in so ausreichender

Zahl behandelt werden, dass die weiterzubildende Psy cho -
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logische Psychotherapeutin oder Kinder- und Jugendli chen -
psychotherapeutin oder der weiterzubildende Psycholo gische
Psychotherapeut oder Kinder- und Jugendlichen psy cho -
therapeut die Möglichkeit hat, sich mit den typischen
Krank heiten des Bereichs, worauf sich die Bezeichnung
bezieht, vertraut zu machen und

2. Personal und Ausstattung vorhanden sind, die den Er for -
dernissen und Entwicklungen in den Bereichen nach § 41
Rechnung tragen.

Unterabschnitt 5
Weiterbildung der Apothekerinnen und Apotheker

§ 43
Pharmazeutische Gebiete und Teilgebiete

(1) Die Landesapothekerkammer Rheinland-Pfalz bestimmt
Gebiets- und Teilgebietsbezeichnungen unter den Voraus set -
zungen des § 26 Abs. 1 in den Fachrichtungen
1. Arzneimittelversorgung,
2. Arzneimittelentwicklung und Arzneimittelproduktion und
3. Theoretische Pharmazie
und in Verbindung dieser Fachrichtungen. Bezeichnungen sind
zu bestimmen, wenn dies nach dem Recht der Europäischen
Union geboten ist.

(2) Das fachlich zuständige Ministerium wird ermächtigt, unter
den Voraussetzungen des § 26 Abs. 1 die Gebietsbezeichnung
„Öffentliches Gesundheitswesen“ zu bestimmen.

(3) § 35 Abs. 1 findet auf Apothekerinnen und Apotheker
 keine Anwendung.

(4) Die Weiterbildungsordnung soll vergleichbare Regelun gen
in anderen Ländern berücksichtigen.

§ 44
Umfang der Weiterbildung und Zulassung

von Weiterbildungsstätten für Apothekerinnen
und Apotheker

(1) Die Weiterbildung nach § 28 Abs. 1 umfasst für Apo -
theke rinnen und Apotheker in den jeweiligen Gebieten und
Teilgebieten insbesondere die Vertiefung der Kenntnisse und
Fähigkeiten in der Entwicklung, Herstellung, Prüfung und
Ab gabe von Arzneimitteln und Medizinprodukten sowie der
Kenntnisse über ihre Wirkungsweise einschließlich der Wech -
selbeziehungen zwischen Mensch und Umwelt.

(2) Die Weiterbildung kann abweichend von § 29 Abs. 1
Satz 1 auch in zugelassenen Apotheken durchgeführt werden;
die Weiterbildung kann unter verantwortlicher Leitung des
ermächtigten Kammermitglieds auch in einer anderen zuge-
lassenen Weiterbildungsstätte als derjenigen des ermächtigten
Kammermitglieds erfolgen.

(3) Die Weiterbildung im Gebiet „Öffentliches Gesund heits -
wesen“ wird in Einrichtungen durchgeführt, die vom fachlich
zuständigen Ministerium bestimmt werden.

(4) Die Zulassung als Weiterbildungsstätte setzt voraus, dass
1. nach Art und Umfang der dort regelmäßig anfallenden

Tätigkeiten die weiterzubildende Apothekerin oder der
weiterzubildende Apotheker die Möglichkeit hat, gemäß
Absatz 1 die erforderlichen Kenntnisse und Fähigkeiten des
Gebiets oder Teilgebiets, worauf sich die Bezeichnung be -
zieht, zu erwerben und

2. Personal und Ausstattung vorhanden sind, die den wissen-
schaftlichen und technischen Erfordernissen der Phar ma zie
Rechnung tragen.

Unterabschnitt 6
Weiterbildung der Tierärztinnen und Tierärzte

§ 45
Tiermedizinische Gebiete und Teilgebiete

(1) Die Landestierärztekammer Rheinland-Pfalz bestimmt Ge -
biets- und Teilgebietsbezeichnungen unter den Voraus set zun -
gen des § 26 Abs. 1 in den Fachrichtungen
1. Theoretische Veterinärmedizin,
2. Tierhaltung und Tiervermehrung,
3. Lebensmittel tierischer Herkunft,
4. Klinische Veterinärmedizin,
5. Methodisch-technische Veterinärmedizin und
6. Ökologische Veterinärmedizin
und in Verbindung dieser Fachrichtungen.

(2) Gebietsbezeichnungen sind auch die Bezeichnungen „All -
ge meine Veterinärmedizin“ und „Öffentliches Veterinär wesen“.

(3) § 35 Abs. 1 findet auf Tierärztinnen und Tierärzte keine
Anwendung.

(4) Die Bezeichnung „Allgemeine Veterinärmedizin“ darf nicht
neben der Bezeichnung „Praktische Tierärztin“ oder „Prak -
tischer Tierarzt“ geführt werden. Die Bezeichnung „Prak tische
Tierärztin“ oder „Praktischer Tierarzt“ darf zusammen mit
nicht mehr als zwei Gebietsbezeichnungen geführt werden.

§ 46
Umfang der tierärztlichen Weiterbildung und
Zulassung tierärztlicher Weiterbildungsstätten

(1) Die Weiterbildung nach § 28 Abs. 1 umfasst für Tier -
ärztinnen und Tierärzte insbesondere die Vertiefung der Kennt -
nisse und Fähigkeiten in der Verhütung, Erkennung und
Behandlung von Krankheiten und Leiden der Tiere, im Schutz
des Menschen vor Gefahren und Schädigungen durch Tier -
krankheiten sowie durch Lebensmittel und Erzeugnisse tieri-
scher Herkunft einschließlich der veterinärmedizinischen Be -
lange der Umwelthygiene und des Tierschutzes.

(2) Abweichend von den §§ 28 bis 31 umfasst die Weiter -
bildung im Gebiet „Öffentliches Veterinärwesen“
1. den Erwerb des Prüfungszeugnisses für die Anstellung als

beamtete Tierärztin oder beamteter Tierarzt und
2. eine nach dem Erwerb des Prüfungszeugnisses für die An -

stellung als beamtete Tierärztin oder beamteter Tierarzt
abzuleistende zweijährige praktische Tätigkeit im Veterinär -
verwaltungsdienst, die nicht ausschließlich in der Schlacht -
tier- und Fleischbeschau erfolgen darf.

(3) Die Weiterbildung kann in zugelassenen Einrichtungen
oder teilweise bei einer ermächtigten niedergelassenen Tier -
ärztin oder einem ermächtigten niedergelassenen Tierarzt durch -
geführt werden. Die Weiterbildung im Gebiet „Öffentliches
Veterinärwesen“ wird in Einrichtungen durchgeführt, die von
dem für das Veterinärwesen zuständigen Ministerium be stimmt
werden.

(4) Die Zulassung einer tierärztlichen Klinik als Weiter bil -
dungsstätte setzt voraus, dass
1. Tiere in so ausreichender Zahl und Art behandelt werden,

dass die weiterzubildende Tierärztin oder der weiterzubil-
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dende Tierarzt die Möglichkeit hat, sich mit den typischen
Krankheiten des Gebiets oder Teilgebiets, auf das sich die
Bezeichnung nach § 25 bezieht, vertraut zu machen und

2. Personal und Ausstattung vorhanden sind, die den Er for -
dernissen der veterinärmedizinischen Entwicklung Rechnung
tragen.

Satz 1 gilt entsprechend für andere Weiterbildungsstätten.

(5) Abweichend von § 31 Abs. 1 Satz 2 erteilt die Landes -
tierärztekammer Rheinland-Pfalz die Anerkennung für das
Ge biet „Öffentliches Veterinärwesen“ aufgrund der vorzu -
legenden Nachweise über die Weiterbildung nach Absatz 2.

Abschnitt 2
Weiterbildung der Gesundheits- und Kranken-

pflegerinnen und Gesundheits- und Krankenpfleger,
Gesundheits- und Kinderkrankenpflegerinnen
und Gesundheits- und Kinderkrankenpfleger,

Altenpflegerinnen und Altenpfleger

§ 47
Allgemeines

(1) Die Weiterbildung der in § 1 Abs. 1 Nr. 5 bis 7 genannten
Kammermitglieder erfolgt ab dem 1. Januar 2018 nach den
Bestimmungen dieses Abschnitts und der nach § 15 Abs. 4
Nr. 5 von der Landespflegekammer Rheinland-Pfalz erlassenen
Weiterbildungsordnung. Die Übergangsbestimmungen des
§ 109 Abs. 2 bleiben unberührt.

(2) Weiterbildung im Sinne dieses Abschnitts ist die Wieder -
aufnahme organisierten Lernens in Lehrgängen nach Ab schluss
der Berufsausbildung und einer mindestens einjährigen Aus -
übung des erlernten Berufs mit dem Ziel, die in der Aus bil -
dung und der Berufsausübung erworbenen Kenntnisse und
Fertigkeiten zu vertiefen und zu erweitern und die Weiter -
zubildenden zu befähigen, besondere Aufgaben in den ver-
schiedenen Bereichen der jeweiligen Gesundheitsberufe zu über -
nehmen. Die Landespflegekammer Rheinland-Pfalz kann im
Einzelfall eine Ausnahme von dem Erfordernis einer einjäh -
rigen Berufsausübung zulassen. Die Weiterzubildenden haben
den Beginn und die vorzeitige Beendigung der Weiterbildung
der Landespflegekammer Rheinland-Pfalz zur Aufnahme in das
Weiterbildungsregister nach § 3 Abs. 2 Nr. 8 unverzüglich
anzuzeigen.

(3) Die Weiterbildung schließt mit einer Prüfung ab. Die
Prüfung soll aus einem schriftlichen und einem mündlichen
Teil bestehen; sie kann zusätzlich aus einem praktischen Teil
bestehen. Näheres zur Prüfung regelt die Landespflege kammer
Rheinland-Pfalz in der Weiterbildungsordnung.

(4) Die Landespflegekammer Rheinland-Pfalz kann im Ein -
vernehmen mit dem fachlich zuständigen Ministerium zur
zeitlich befristeten Erprobung von Weiterbildungsangeboten,
die der Weiterentwicklung der Weiterbildungen in den Gesund -
heitsberufen unter Berücksichtigung der berufsfeldspezifischen
Anforderungen dienen sollen, Abweichungen von dem Er -
fordernis einer einjährigen Berufsausübung und von den übri-
gen Be stimmungen dieses Abschnitts zulassen, soweit dies mit
dem Ziel der Weiterbildung nach Absatz 2 Satz 1 vereinbar
ist.

(5) Das Nähere über die Weiterbildung regelt die Landes -
pflegekammer Rheinland-Pfalz durch Satzung (Weiterbil dungs -
ordnung) unter Berücksichtigung der Vorgaben der Richt -
linie 2005/36/EG.

§ 48
Zulassung der Weiterbildungsstätten

(1) Die Weiterbildung wird an von der Landespflegekammer
Rheinland-Pfalz zugelassenen Weiterbildungsstätten ganztägig,
halbtägig oder berufsbegleitend durchgeführt. Auf das Zulas -
sungsverfahren finden die Bestimmungen über die Genehmi -
gungsfiktion nach § 42 a VwVfG Anwendung. Das Verfahren
kann über einen einheitlichen Ansprechpartner im Sinne des
§ 1 Abs. 1 des Landesgesetzes über die einheitlichen Ansprech -
partner in Verwaltungsangelegenheiten abgewickelt werden.
Die Landespflegekammer Rheinland-Pfalz unterstützt den ein -
heitlichen Ansprechpartner und stellt ihm die zur Wahr neh -
mung seiner Aufgaben erforderlichen Informationen zur Ver -
fü gung. Die Weiterbildungsordnung kann Ausnahmen von
Satz 1 zulassen, soweit dies mit dem Ziel der Weiterbildung
vereinbar ist. Näheres hierzu regelt die Weiterbildungs ord nung
der Landespflegekammer Rheinland-Pfalz.

(2) Die Zulassung wird auf Antrag erteilt, wenn die erforder-
lichen personellen, baulichen und sachlichen Voraus set zun -
gen vorliegen; Näheres regelt die Weiterbildungsordnung der
Landespflegekammer Rheinland-Pfalz.

§ 49
Führen von Weiterbildungsbezeichnungen

(1) Wer eine Weiterbildungsbezeichnung in einem in der
Weiter bildungsordnung der Landespflegekammer Rheinland-
Pfalz bestimmten Weiterbildungsbereich führen will, bedarf
der Anerkennung. Die Weiterbildungsbezeichnung kann neben
einer Berufsbezeichnung geführt werden. Mehrere Weiter bil -
dungsbezeichnungen dürfen nebeneinander geführt werden.

(2) Staatsangehörige eines Mitgliedstaats der Europäischen
Union, eines anderen Vertragsstaats des Abkommens über
den Europäischen Wirtschaftsraum oder eines Vertragsstaats,
dem die Bundesrepublik Deutschland und die Europäische
Union vertraglich einen entsprechenden Rechtsanspruch ein-
geräumt haben, denen eine Anerkennung zum Führen einer
Weiterbildungsbezeichnung nach Absatz 1 erteilt worden ist,
haben diese zu führen. Satz 1 gilt auch für Staatsangehörige
eines anderen Staats (Drittstaatsangehörige).

(3) Staatsangehörige eines Staats im Sinne des Absatzes 2
Satz 1 mit einem fachbezogenen Diplom, einem Prüfungs -
zeugnis oder einem sonstigen fachlichen Weiterbildungs nach -
weis (Ausbildungsnachweise für Spezialisierung) führen die
Weiter bildungsbezeichnung nach Absatz 1 ohne Anerken nung,
sofern sie im Rahmen des Dienstleistungsverkehrs nach dem
Recht der Europäischen Union im Geltungsbereich dieses
Gesetzes ihren Beruf vorübergehend und gelegentlich ausüben.
Sie unterliegen jedoch der Meldepflicht und der Aufsicht über
die Berufsausübung nach diesem Gesetz. Die Sätze 1 und 2
gelten auch für Drittstaatsangehörige, soweit sich hinsichtlich
der Anerkennung von Weiterbildungsnachweisen nach dem
Recht der Europäischen Union eine Gleichstellung ergibt.

(4) Weiterbildungsbezeichnungen, die in anderen Ländern
der Bundesrepublik Deutschland aufgrund staatlicher Rege -
lungen erworben worden sind, dürfen in Rheinland-Pfalz ge -
führt werden.

§ 50
Anerkennung

(1) Die Anerkennung nach § 49 Abs. 1 Satz 1 ist bei der
Landespflegekammer Rheinland-Pfalz zu beantragen. Diese
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entscheidet aufgrund einer Prüfung, in der Inhalt, Umfang und
Ergebnis der durchlaufenen Weiterbildung nachzuweisen und
die erworbenen Kenntnisse darzulegen sind. Soweit erforder-
lich sind im Rahmen der Prüfung auch die für die Be rufs aus -
übung notwendigen Kenntnisse der deutschen Sprache zu be -
legen.

(2) Die Prüfung wird von einem bei der Landes pflege kam mer
Rheinland-Pfalz zu bildenden Ausschuss durchgeführt. Dem
Ausschuss gehören mindestens zwei von der Weiter bil dungs -
stätte, an der die Weiterbildung durchgeführt wurde, benannte
Mitglieder an. Die weiteren Mitglieder werden von der Landes -
pflegekammer Rheinland-Pfalz bestimmt.

(3) Wird die Prüfung nicht erfolgreich abgeschlossen, kann
der Ausschuss die vorgeschriebene Weiterbildungszeit verlän-
gern und hierfür besondere Auflagen bestimmen. Die Prü -
fung kann mehrfach wiederholt werden.

(4) Wer eine Weiterbildung in einem Staat im Sinne des § 49
Abs. 2 Satz 1 abgeschlossen hat, die einer Weiterbildung nach
§ 47 Abs. 1 gleichwertig ist, erhält auf Antrag innerhalb einer
Frist von drei Monaten ab dem Zeitpunkt, zu dem der Antrag
zusammen mit den vollständigen Unterlagen bei der Landes -
pflegekammer Rheinland-Pfalz eingereicht worden ist, die
ent sprechende Anerkennung nach § 49 Abs. 1 Satz 1. Die
Weiter bildungsbezeichnung ist in deutscher Sprache zu füh-
ren. Das Nähere, insbesondere die notwendigen Ausgleichs -
maßnahmen bei nicht vorliegender Gleichwertigkeit, regelt
die Weiterbildungsordnung nach § 15 Abs. 4 Nr. 5.

(5) Fachlich spezialisierte Gesundheits- und Kranken pfle ge -
rin nen und Gesundheits- und Krankenpfleger, die eine  Weiter -
bildung in einem Staat im Sinne des § 49 Abs. 2 Satz 1 abge-
schlossen und keine Ausbildung für die allgemeine Pflege
absolviert haben, können einen Antrag zum Führen einer
Weiterbildungsbezeichnung stellen. Sie haben dabei nachzu-
weisen, dass sie sich nicht eines Verhaltens schuldig gemacht
haben, aus dem sich die Unzuverlässigkeit zur Ausübung des
Berufs ergibt und in gesundheitlicher Hinsicht zur Ausübung
des Berufs geeignet sind.

(6) Die Anerkennung nach Absatz 1, Absatz 4 oder Absatz 5
ist zu widerrufen, wenn sich das Kammermitglied eines Ver -
haltens schuldig gemacht hat, aus dem sich die Un zu ver läs -
sigkeit zur Ausübung des Berufs ergibt. Die Anerkennung kann
widerrufen werden, wenn nachträglich die gesundheitlichen
Voraussetzungen zur Ausübung des Berufs nicht mehr gege-
ben sind. Die Anerkennung kann zurückgenommen werden,
wenn die für die Erteilung erforderlichen Voraussetzungen
nicht gegeben waren.

(7) In den Fällen des Absatzes 1 Satz 1, des Absatzes 4 Satz 1
und des Absatzes 5 kann das Verfahren über einen einheit -
lichen Ansprechpartner im Sinne des § 1 Abs. 1 des Landes -
gesetzes über die einheitlichen Ansprechpartner in Verwal -
tungsangelegenheiten abgewickelt werden. Die Landes pflege -
kammer Rheinland-Pfalz unterstützt den einheitlichen An -
sprechpartner und stellt ihm die zur Wahrnehmung seiner
Aufgaben erforderlichen Informationen zur Verfügung.

Teil 4
Berufsgerichtsbarkeit

Abschnitt 1
Allgemeine Bestimmungen

§ 51
Ahndung einer Pflichtverletzung

(1) Gegen ein Kammermitglied, das seine Berufspflichten
schuld haft in schwerwiegender Weise verletzt, ist ein berufs-
gerichtliches Verfahren durchzuführen. Die Kammer unter-
richtet die für die Berufszulassung zuständige Behörde über
die Antragstellung nach § 76 und den Abschluss des berufs -
gerichtlichen Verfahrens.

(2) Ein Kammermitglied soll auch wegen Berufs pflicht ver let -
zungen verfolgt werden, die es während seiner Zugehörigkeit
zu einer Kammer außerhalb des Landes Rheinland-Pfalz be -
gangen hat. Ein berufsgerichtliches Verfahren soll auch dann
fortgeführt werden, wenn die Kammerzugehörigkeit während
eines anhängigen berufsgerichtlichen Verfahrens endet, so fern
die Berechtigung zur Ausübung des Berufs oder die Berech -
tigung zum Führen der Berufsbezeichnung weiter besteht.

(3) Verfahren, die beim Berufsgericht anhängig sind, werden
fortgeführt, auch wenn das Kammermitglied seinen Beruf
außerhalb des Landes Rheinland-Pfalz in der Bundesrepublik
Deutschland weiter ausübt.

§ 52
Berufsgerichtliche Maßnahmen

(1) Die berufsgerichtlichen Maßnahmen sind
1. Warnung,
2. Verweis und
3. Geldbuße bis zu zweihunderttausend Euro.
Warnung, Verweis und Geldbuße können nebeneinander ver -
hängt werden.

(2) Mit dem Verweis oder der Geldbuße kann die Aber ken -
nung der Befähigung zur Bekleidung von Ehrenämtern inner-
halb der Kammer bis zur Dauer von fünf Jahren verbunden
werden. Mit der Aberkennung verliert das Kammermitglied die
entsprechenden Rechtsstellungen und Rechte, die es inne hat.

§ 53
Warnung und Verweis

(1) Die Warnung ist eine Aufforderung an das Kammer mit -
glied, seine Berufspflichten ordnungsgemäß einzuhalten.

(2) Der Verweis ist der schriftliche Tadel eines bestimmten
Verhaltens eines Kammermitglieds.

§ 54
Rüge, Ordnungsgeld

und berufsgerichtliche Maßnahme

(1) Einem berufsgerichtlichen Verfahren gegen ein Kammer -
mitglied steht nicht entgegen, dass der Vorstand der Landes -
kammer ihm bereits wegen desselben Sachverhalts eine Rüge
erteilt oder ein Ordnungsgeld verhängt hat (§ 12).

(2) Die Rüge und das Ordnungsgeld werden mit der Rechts -
kraft eines berufsgerichtlichen Urteils, das wegen desselben Sach -
verhalts gegen das Kammermitglied ergeht und auf Frei spruch
oder eine berufsgerichtliche Maßnahme lautet, unwirksam.

§ 55
Anderweitige Ahndung

Ist durch ein Gericht oder durch eine Behörde eine Strafe, ein
Bußgeld oder eine Disziplinarmaßnahme verhängt worden, ist
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eine berufsgerichtliche Ahndung wegen desselben Sach ver halts
unzulässig, soweit nicht eine berufsgerichtliche Maßnahme
zusätzlich erforderlich ist, um das Kammermitglied zur Er -
füllung seiner Pflichten anzuhalten und das Ansehen des Be -
rufs zu wahren.

§ 56
Entscheidung

über die berufsgerichtliche Maßnahme

Bei der Entscheidung über die berufsgerichtliche Maßnahme
sind neben der Schwere des Pflichtverstoßes auch das Per sön -
lichkeitsbild, die wirtschaftlichen Verhältnisse und die bishe-
rige berufliche Tätigkeit des Kammermitglieds sowie der mit
der Berufspflichtverletzung einhergehende Ansehensverlust für
den Berufsstand in der Öffentlichkeit von Bedeutung.

§ 57
Verwertungsverbot

(1) Eine Rüge oder ein Ordnungsgeld nach § 12 darf nach
drei Jahren, eine Warnung oder ein Verweis nach fünf Jahren
und eine Geldbuße nach zehn Jahren bei weiteren berufs-
rechtlichen Verstößen und bei sonstigen Maßnahmen nicht
mehr berücksichtigt werden (Verwertungsverbot). Ist mit dem
Verweis die Aberkennung der Befähigung zur Bekleidung von
Ehrenämtern innerhalb der Kammer verbunden worden, ist
diese Maßnahme nach zehn Jahren nicht mehr zu berücksich-
tigen. Das Kammermitglied gilt nach dem Eintritt des Ver -
wertungsverbots als von der berufsgerichtlichen Maßnahme
nicht betroffen.

(2) Die Frist für das Verwertungsverbot beginnt, sobald die
Entscheidung über die berufsrechtliche oder berufsgerichtliche
Maßnahme unanfechtbar ist. Sie endet nicht, solange ein gegen
ein Kammermitglied eingeleitetes Strafverfahren nicht unan-
fechtbar abgeschlossen ist.

§ 58
Verjährung der Verfolgung

einer Pflichtverletzung

(1) Ein Antrag auf Durchführung des berufsgerichtlichen Ver -
fahrens nach § 76 ist nicht mehr zulässig, wenn seit der Berufs -
pflichtverletzung mehr als fünf Jahre vergangen sind. Erfüllt
die Tat auch einen Straftatbestand, so endet die Frist nicht vor
der Verjährung der Strafverfolgung.

(2) Die Verjährung wird durch die Einleitung eines berufs-
rechtlichen Verfahrens nach § 12 oder den Antrag auf Durch -
führung eines berufsgerichtlichen Verfahrens nach § 76 durch
die Landeskammer unterbrochen. Das Gleiche gilt bei Ein -
leitung eines Strafverfahrens in derselben Angelegenheit.

Abschnitt 2
Gerichtsverfassung

§ 59
Berufsgerichte

(1) Berufsgerichte sind
1. das Berufsgericht für Heilberufe, das dem Verwaltungs ge -

richt Mainz angegliedert ist (Berufsgericht) und
2. das Landesberufsgericht für Heilberufe, das dem Ober ver -

wal tungsgericht Rheinland-Pfalz angegliedert ist (Landes -
berufsgericht).

(2) Die Aufgaben der Geschäftsstelle der Berufsgerichte werden
von der Geschäftsstelle der Gerichte wahrgenommen, denen
die Berufsgerichte angegliedert sind. Die Kassengeschäfte ob -
liegen der Landesjustizkasse Mainz.

§ 60
Besetzung der Berufsgerichte

(1) Das Berufsgericht entscheidet in der Besetzung mit einer
auf Lebenszeit ernannten Richterin oder einem auf Lebens -
zeit ernannten Richter der allgemeinen Ver waltungs gerichts -
barkeit als Vorsitzende oder Vorsitzendem und zwei ehren-
amtlichen Richterinnen oder Richtern, die Mitglieder der Lan -
deskammer sein müssen, der das Kammermitglied angehört.
Bei Beschlüssen außerhalb der mündlichen Verhandlung wir-
ken, sofern nicht über Maßnahmen nach § 82 Abs. 1 zu ent-
scheiden ist, die ehrenamtlichen Richterinnen oder Richter
nicht mit.

(2) Das Landesberufsgericht entscheidet in der Besetzung mit
drei auf Lebenszeit ernannten Richterinnen oder Richtern des
Oberverwaltungsgerichts Rheinland-Pfalz und zwei ehrenamt -
lichen Richterinnen oder Richtern, die Mitglieder der Landes -
kammer sein müssen, der das Kammermitglied angehört. Vor -
sitzende oder Vorsitzender ist eine auf Lebenszeit ernannte
Richterin oder ein auf Lebenszeit ernannter Richter. Bei Be -
schlüssen außerhalb der mündlichen Verhandlung wirken die
ehrenamtlichen Richterinnen oder Richter nicht mit.

§ 61
Berufung der Mitglieder der Berufsgerichte

(1) Das für die Angelegenheiten der Rechtspflege zuständige
Ministerium beruft im Einvernehmen mit den zuständigen
Ministerien
1. die Vorsitzende oder den Vorsitzenden des Berufsgerichts

sowie die erste und zweite Stellvertreterin oder den ersten
und zweiten Stellvertreter, die Vorsitzende oder den Vor -
sitzenden des Landesberufsgerichts sowie die weiteren auf
Lebenszeit ernannten Richterinnen oder Richter in der er -
forderlichen Anzahl nach Anhörung der Landeskammern
und

2. die ehrenamtlichen Richterinnen oder Richter beider Berufs -
gerichte auf Vorschlag der betreffenden Landeskammer.

Die Berufung erfolgt auf die Dauer von fünf Jahren (Amts -
zeit).

(2) Für das Berufsgericht sind aus jeder Landeskammer acht,
für das Landesberufsgericht aus jeder Landeskammer sechs
ehrenamtliche Richterinnen oder Richter zu berufen. Diese
müssen Deutsche im Sinne des Artikels 116 des Grund ge -
setzes sein und das 25. Lebensjahr vollendet haben. Die Lan -
deskammern sollen bei ihren Vorschlägen Frauen und Män -
ner in gleicher Zahl berücksichtigen.

(3) An die Stelle von ausgeschiedenen Mitgliedern werden für
den Rest der Amtszeit neue Mitglieder bestellt.

(4) Die oder der Vorsitzende bestimmt vor Beginn des Ge -
schäftsjahrs für dessen Dauer die Reihenfolge, in der die wei-
teren auf Lebenszeit ernannten und die ehrenamtlichen Rich -
terinnen oder Richter an Verfahren mitwirken. Die oder der
Vorsitzende des Landesberufsgerichts wird bei Verhinderung
durch die dienstälteste auf Lebenszeit ernannte Richterin oder
den dienstältesten auf Lebenszeit ernannten Richter dieses
Gerichts vertreten; bei gleichem Dienstalter entscheidet das
Lebensalter.
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(5) Die Mitglieder der Berufsgerichte unterstehen der Dienst -
aufsicht des für die Angelegenheiten der Rechtspflege zustän-
digen Ministeriums.

§ 62
Ausschluss vom berufsgerichtlichen Ehrenamt

Vom Amt der ehrenamtlichen Richterinnen oder Richter sind
Kammermitglieder ausgeschlossen,
1. die infolge Richterspruchs die Fähigkeit zur Bekleidung

öffentlicher Ämter nicht besitzen oder wegen einer vor-
sätzlichen Tat zu einer Freiheitsstrafe von mehr als sechs
Monaten verurteilt worden sind,

2. gegen die Anklage wegen einer Tat erhoben ist, die den
Verlust der Fähigkeit zur Bekleidung öffentlicher Ämter
zur Folge haben kann,

3. die nicht das Wahlrecht zu den gesetzgebenden Kör per -
schaften des Landes besitzen,

4. die innerhalb der letzten zehn Jahre im Disziplinar ver -
fahren zu einer Geldbuße oder einer schwereren Diszi pli -
narmaßnahme oder im berufsgerichtlichen Verfahren zu
einer Geldbuße verurteilt worden sind,

5. die innerhalb der letzten fünf Jahre im berufsgerichtlichen
Verfahren zu einem Verweis in Verbindung mit der Aber -
kennung der Befähigung zur Bekleidung von Ehren ämtern
innerhalb der Kammer verurteilt worden sind oder

6. die durch gerichtliche Anordnung in der Verfügung über
ihr Vermögen beschränkt sind.

§ 63
Hinderungsgründe

für das berufsgerichtliche Ehrenamt

Zu ehrenamtlichen Richterinnen oder Richtern können nicht
berufen werden
1. Mitglieder des Vorstands einer Landeskammer oder einer

Bezirkskammer und Beschäftigte dieser Kammern und
2. Beamtinnen und Beamte und Beschäftigte anderer Zweige

des öffentlichen Dienstes, soweit sie dort nicht neben be -
ruf lich oder ehrenamtlich tätig sind.

§ 64
Ablehnungsrecht

Die Berufung zur ehrenamtlichen Richterin oder zum ehren-
amtlichen Richter kann nur ablehnen, wer
1. das 65. Lebensjahr vollendet hat,
2. aus gesundheitlichen Gründen daran gehindert ist, das Amt

ordnungsgemäß auszuüben,
3. durch andere ehrenamtliche Tätigkeit derart in Anspruch

genommen ist, dass die Übernahme des Amts nicht zuge-
mutet werden kann,

4. bereits zehn Jahre Richterin oder Richter eines Berufs ge -
richts war oder

5. Mitglied des Europäischen Parlaments, des Deutschen Bun -
destags, eines Landtags, der Bundesregierung oder einer
Landesregierung ist.

§ 65
Ruhen des Richteramts

Das Mitglied eines Berufsgerichts, das Richterin oder Richter
auf Lebenszeit ist und dem nach § 35 des Deutschen Rich ter -
gesetzes die Führung der Amtsgeschäfte vorläufig untersagt

wird, kann während der Dauer des Verbots auch das Amt als
Mitglied eines Berufsgerichts nicht ausüben.

§ 66
Entbindung vom berufsgerichtlichen Ehrenamt

(1) Ehrenamtliche Richterinnen oder Richter sind von ihrem
Amt zu entbinden, wenn sie
1. nach § 61 Abs. 2 Satz 2, § 62 oder § 63 nicht berufen wer-

den konnten oder nicht mehr berufen werden können,
2. ihre Amtspflichten gröblich verletzt haben,
3. die zur Ausübung ihres Amts erforderlichen geistigen oder

körperlichen Fähigkeiten nicht mehr besitzen oder
4. einen Ablehnungsgrund nach § 64 Nr. 1, Nr. 2 oder Nr. 5

geltend machen.

(2) Die Entscheidung trifft das Landesberufsgericht in den
Fällen des Absatzes 1 Nr. 1 bis 3 auf Antrag des Vorstands der
Landeskammer, der die ehrenamtliche Richterin oder der ehren -
amtliche Richter angehört, im Falle des Absatzes 1 Nr. 4 auf
Antrag der ehrenamtlichen Richterin oder des ehrenamtlichen
Richters. Die Entscheidung ergeht durch Beschluss, in den
Fällen des Absatzes 1 Nr. 1 bis 3 nach Anhörung der ehren-
amtlichen Richterin oder des ehrenamtlichen Richters.

§ 67
Verbot der Amtsausübung

Das Mitglied eines Berufsgerichts darf sein Amt nicht aus-
üben, wenn es
1. selbst Verfahrensbeteiligte oder Verfahrensbeteiligter, Ver -

letzte oder Verletzter ist oder wenn es zu dem Kammer -
mitglied oder der oder dem Verletzten in dem Verhältnis
einer oder eines Mitberechtigten, Mitverpflichteten oder
Regresspflichtigen steht,

2. Ehegattin oder Ehegatte, Lebenspartnerin oder Lebens -
partner, gesetzliche Vertreterin oder gesetzlicher Vertreter
des Kammermitglieds oder der oder des Verletzten ist oder
gewesen ist,

3. mit dem Kammermitglied oder mit der oder dem Ver -
letzten in gerader Linie verwandt oder verschwägert oder
in der Seitenlinie bis zum dritten Grad verwandt oder bis
zum zweiten Grad verschwägert ist oder war,

4. mit der Angelegenheit, die Gegenstand des Verfahrens ist,
im Amt als Richterin oder Richter auf Lebenszeit oder als
Mitglied einer Landeskammer oder einer Bezirkskammer
befasst war,

5. beim Erlass der angefochtenen Entscheidung mitgewirkt
hat,

6. in der Angelegenheit, die Gegenstand des Verfahrens ist,
zum Beistand des Kammermitglieds bestellt ist oder war
oder

7. in der Angelegenheit, die Gegenstand des Verfahrens ist,
als Zeugin oder Zeuge, Sachverständige oder Sach ver stän -
diger vernommen worden ist.

§ 68
Vereidigung

(1) Die ehrenamtlichen Richterinnen und Richter haben vor
ihrer ersten Dienstleistung in öffentlicher Sitzung folgenden
Eid zu leisten:
„Ich schwöre, die Pflichten einer ehrenamtlichen Richterin/
eines ehrenamtlichen Richters getreu dem Grundgesetz für
die Bundesrepublik Deutschland, getreu der Verfassung für
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Rheinland-Pfalz und getreu dem Gesetz zu erfüllen, nach bes-
tem Wissen und Gewissen ohne Ansehen der Person zu ur -
teilen und nur der Wahrheit und Gerechtigkeit zu dienen, so
wahr mir Gott helfe.“

(2) Der Eid kann ohne die Worte „so wahr mir Gott helfe“
geleistet werden. Hierüber ist vor der Eidesleistung durch die
Vorsitzende oder den Vorsitzenden des Berufsgerichts zu
belehren.

(3) Die ehrenamtlichen Richterinnen und Richter, die aus
Glaubens- oder Gewissensgründen keinen Eid leisten wollen,
legen folgendes Gelöbnis ab:
„Ich gelobe, die Pflichten einer ehrenamtlichen Richterin/
eines ehrenamtlichen Richters getreu dem Grundgesetz für
die Bundesrepublik Deutschland, getreu der Verfassung für
Rheinland-Pfalz und getreu dem Gesetz zu erfüllen, nach
bestem Wissen und Gewissen ohne Ansehen der Person zu
urteilen und nur der Wahrheit und Gerechtigkeit zu dienen.“

(4) Über die Vereidigung ist eine Niederschrift aufzunehmen.
Sie ist von der oder dem Vorsitzenden und der Urkunds -
beamtin oder dem Urkundsbeamten der Geschäftsstelle zu
unterzeichnen.

§ 69
Verschwiegenheitspflicht

(1) Die ehrenamtlichen Richterinnen und Richter haben über
Angelegenheiten, die ihnen bei ihrer Tätigkeit als ehrenamt -
liche Richterinnen und Richter der Berufsgerichte bekannt
werden, Verschwiegenheit gegen jedermann zu bewahren.

(2) Über diese Pflicht sind sie vor Beginn ihrer Tätigkeit als
ehrenamtliche Richterinnen und Richter der Berufsgerichte zu
belehren.

§ 70
Entschädigung

Die ehrenamtlichen Richterinnen und Richter erhalten Ent -
schädigung nach dem Justizvergütungs- und -entschädigungs-
gesetz vom 5. Mai 2004 (BGBl. I S. 718 -776-) in der jeweils
geltenden Fassung.

§ 71
Pflichtwidrigkeiten

(1) Gegen ehrenamtliche Richterinnen und Richter, die sich
ohne genügende Entschuldigung zu einer Sitzung nicht recht-
zeitig einfinden oder die sich ihren Pflichten auf andere Weise
entziehen, kann ein Ordnungsgeld festgesetzt werden. Zu gleich
können ihnen die durch ihr Verhalten verursachten Kosten
auferlegt werden.

(2) Die Entscheidung trifft die oder der Vorsitzende. Bei nach -
träglicher Entschuldigung kann sie oder er die Entscheidung
ganz oder zum Teil aufheben.

(3) Gegen die Entscheidung nach Absatz 2 kann Beschwerde
eingelegt werden.

§ 72
Kosten der Berufsgerichtsbarkeit

Die Kosten der Berufsgerichtsbarkeit trägt das Land. Die Ein -
nahmen fließen dem Land zu.

Abschnitt 3
Verfahren

Unterabschnitt 1
Einleitende Bestimmungen

§ 73
Beistand

Das Kammermitglied kann sich in jeder Lage des Verfahrens
eines Beistands bedienen. Der Beistand hat eine schriftliche
Vollmacht zu den Akten zu geben.

§ 74
Bevollmächtigte

(1) Der Vorstand der Landeskammer kann sich durch eine
Bevollmächtigte oder einen Bevollmächtigten vertreten lassen.
§ 76 Abs. 2 bleibt unberührt.

(2) Die oder der Bevollmächtigte hat eine schriftliche Voll -
macht zu den Akten zu geben. Ist eine Bevollmächtigte oder
ein Bevollmächtigter bestellt, so sind Zustellungen und Mit -
teilungen der Berufsgerichte an sie oder ihn zu richten.

§ 75
Ermittlungen

(1) Werden Tatsachen bekannt, die den Verdacht einer Berufs -
pflichtverletzung durch ein Kammermitglied begründen, so
erforscht der Vorstand der Landeskammer oder in dessen Auf -
 trag der Vorstand der zuständigen Bezirkskammer unverzüg-
lich den Sachverhalt. Dabei sind die belastenden, die entlas -
tenden und die für die Bemessung einer berufsgerichtlichen
Maßnahme bedeutsamen Umstände zu ermitteln.

(2) Sobald es ohne Gefährdung des Ermittlungszwecks mög-
lich ist, ist dem Kammermitglied Gelegenheit zu geben, sich
zu äußern. Hat das Kammermitglied eine Dienstvorgesetzte
oder einen Dienstvorgesetzten, kann diese oder dieser in die
Ermittlungen einbezogen werden.

(3) Nach Abschluss der Ermittlungen ist dem Kammer mit glied
das bisherige Ergebnis bekannt zu geben. Das Kammer mit glied
kann sich hierzu äußern.

(4) Erachtet der Vorstand der beauftragten Bezirkskammer
nach dem abschließenden Ergebnis der Ermittlungen den Ver -
dacht einer Berufspflichtverletzung durch das Kammermit glied
für begründet, so unterrichtet er unverzüglich den Vorstand
der Landeskammer.

§ 76
Antrag auf Durchführung

des berufsgerichtlichen Verfahrens

(1) Der Antrag auf Durchführung des berufsgerichtlichen Ver -
fahrens kann
1. vom Vorstand der Landeskammer oder
2. von jedem Kammermitglied gegen sich selbst
gestellt werden.

(2) Der Vorstand der Landeskammer hat in dem Antrag auf
Durchführung des berufsgerichtlichen Verfahrens den Sach -
verhalt, in dem die Berufspflichtverletzung erblickt wird, ein-
gehend darzustellen; die Beweismittel sind anzugeben. Der An -
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trag ist von dem vorsitzenden Mitglied oder dem stellvertre-
tenden vorsitzenden Mitglied des Vorstands zu unterzeichnen.

(3) Ein Kammermitglied kann bei dem Berufsgericht die
Durch führung des berufsgerichtlichen Verfahrens gegen sich
selbst beantragen, um sich von dem Verdacht einer Berufs -
pflichtverletzung zu entlasten.

§ 77
Durchführung des

berufsgerichtlichen Verfahrens

Die oder der Vorsitzende des Berufsgerichts stellt dem Kam -
mermitglied, im Falle des § 76 Abs. 3 dem Vorstand der
Landeskammer, der das Kammermitglied angehört, eine Ab -
schrift des Antrags auf Durchführung des berufsgerichtlichen
Verfahrens mit der Aufforderung zu, sich binnen drei Wochen
ab Zustellung zu dem Antrag schriftlich zu äußern.

§ 78
Verhältnis zu Straf-,

Bußgeld- und Disziplinarverfahren

(1) Ist gegen das Kammermitglied wegen desselben Sachver -
halts die öffentliche Klage im strafgerichtlichen Verfahren
erhoben oder ist bei Gericht wegen desselben Sachverhalts ein
Bußgeldverfahren nach dem Gesetz über Ordnungs widrig keiten
oder ein Disziplinarverfahren anhängig, ist das berufsgericht-
liche Verfahren zwar durchzuführen, jedoch bis zur Beendi gung
des Verfahrens vor dem ordentlichen Gericht oder dem Dis -
zi plinargericht auszusetzen. Ein bereits anhängiges berufsge-
richtliches Verfahren muss ausgesetzt werden, wenn während
seines Laufs die öffentliche Klage erhoben oder ein Buß geld -
verfahren oder ein Disziplinarverfahren bei Gericht anhängig
wird.

(2) Wird das Kammermitglied im gerichtlichen Verfahren
wegen einer Straftat oder einer Ordnungswidrigkeit freige-
sprochen oder wird die Disziplinarklage abgewiesen, kann
wegen der Tatsachen, die Gegenstand der gerichtlichen
Entscheidung waren, ein Antrag auf Durchführung eines
berufsgerichtlichen Verfahrens nur dann gestellt oder ein be -
rufs gerichtliches Verfahren nur dann fortgesetzt werden, wenn
die Tatsachen, ohne den Tatbestand einer Strafvorschrift,
einer Bußgeldvorschrift oder eines Dienstvergehens zu er -
füllen, eine Berufspflichtverletzung enthalten.

(3) Für die Entscheidung im berufsgerichtlichen Verfahren sind
die tatsächlichen Feststellungen des im gerichtlichen Verfah ren
wegen einer Straftat, einer Ordnungswidrigkeit oder eines
Dienstvergehens ergangenen Urteils, auf denen die Ent schei -
dung des Gerichts beruht, bindend, wenn nicht einstimmig
die Nachprüfung beschlossen wird.

§ 79
Aussetzung

in anderen Fällen

(1) Hängt eine berufsgerichtliche Entscheidung von einer Frage
ab, über die in einem anderen anhängigen oder anhängig zu
machenden Verfahren zu entscheiden ist, ist das berufsge-
richtliche Verfahren gleichwohl durchzuführen. Es kann jedoch
bis zur Beendigung des anderen Verfahrens ausgesetzt werden.

(2) Gegen den Beschluss über die Aussetzung oder über die
Fortsetzung des Verfahrens kann Beschwerde eingelegt werden.

§ 80
Einstellung des berufsgerichtlichen Verfahrens

(1) Liegt ein Verfahrenshindernis vor, ist das berufsgerichtliche
Verfahren einzustellen. Außerhalb der mündlichen Verhand -
lung erfolgt die Einstellung durch Beschluss. Gegen den Be -
schluss kann Beschwerde eingelegt werden.

(2) Ein Verfahrenshindernis liegt vor, wenn
1. das Verfahren nicht rechtswirksam eingeleitet wird,
2. das Verfahren sonst unzulässig ist oder
3. das Kammermitglied stirbt.

(3) Im Übrigen kann das berufsgerichtliche Verfahren in jeder
Lage mit Zustimmung des Kammermitglieds und des Vor -
stands der Landeskammer durch Beschluss eingestellt werden,
wenn sich die Schuld des Kammermitglieds als gering erweist
und wichtige berufsständische Belange nicht berührt werden.
Die Einstellung kann davon abhängig gemacht werden, dass
das Kammermitglied binnen einer Frist von einem Monat
einen von der Landeskammer festgesetzten Geldbetrag zu -
gunsten einer gemeinnützigen Einrichtung zahlt.

Unterabschnitt 2
Verfahrensregelungen

§ 81
Formen des berufsgerichtlichen Verfahrens

und Ausschluss der Öffentlichkeit

(1) Das Berufsgericht trifft seine Entscheidung aufgrund münd -
licher Verhandlung oder durch Gerichtsbescheid.

(2) Die mündliche Verhandlung ist nicht öffentlich. Die Auf -
sichtsbehörden sind berechtigt, an der mündlichen Verhand -
lung teilzunehmen oder sich durch Bevollmächtigte vertreten
zu lassen; die Vollmacht ist schriftlich nachzuweisen. Auf An -
trag ist ihnen Gelegenheit zu geben, ihre Auffassung darzu -
legen. Im Übrigen kann das Berufsgericht einzelnen Personen
auf ihren Antrag die Anwesenheit in der mündlichen Ver -
handlung gestatten.

(3) Die Verkündung des Urteils erfolgt öffentlich. Durch
Beschluss des Berufsgerichts kann für die Verkündung der
Urteilsgründe oder eines Teils davon die Öffentlichkeit aus-
geschlossen werden, wenn die Verkündung eine Gefährdung
der öffentlichen Ordnung, der Sittlichkeit oder eines wichtigen
Geschäfts- oder Betriebsgeheimnisses besorgen lässt.

(4) Über die Ausschließung der Öffentlichkeit ist in nicht
öffentlicher Sitzung zu verhandeln, wenn ein Beteiligter dies
beantragt oder das Berufsgericht dies für angemessen hält.
Der Beschluss, der die Öffentlichkeit ausschließt, ist unter
An gabe der Gründe öffentlich zu verkünden.

§ 82
Gerichtsbescheid

(1) In leichteren Fällen kann das Berufsgericht ohne münd -
liche Verhandlung auf Warnung, Verweis oder Geldbuße bis
zehntausend Euro erkennen (Gerichtsbescheid). Vor der Ent -
scheidung sind das Kammermitglied und der Vorstand der
Landeskammer zu hören.

(2) Innerhalb eines Monats nach Zustellung des Gerichts be -
scheids können sowohl das Kammermitglied als auch der Vor -
stand der Landeskammer die Anberaumung der mündlichen
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Verhandlung beantragen. Dieser Antrag kann bis zur Ver -
kün dung des Urteils zurückgenommen werden.

(3) Ist der Antrag auf mündliche Verhandlung verspätet ge -
stellt oder sonst unzulässig, wird er ohne mündliche Verhand -
lung durch Beschluss verworfen. Andernfalls wird ein Ter min
zur mündlichen Verhandlung anberaumt; für das Verfahren
gelten die §§ 83 bis 89. Das Berufsgericht ist an die im
Ge richtsbescheid festgesetzte Maßnahme nicht gebunden.
Hie rüber sind das Kammermitglied und der Vorstand der
Lan deskammer zu belehren.

(4) Wird kein Antrag auf mündliche Verhandlung gestellt
oder wurde der Antrag zurückgenommen oder durch Be -
schluss als verspätet oder unzulässig verworfen, steht der Ge -
richtsbescheid einem rechtskräftigen Urteil gleich.

§ 83
Vorbereitung

der mündlichen Verhandlung

(1) Der Termin zur mündlichen Verhandlung wird von der
oder dem Vorsitzenden des Berufsgerichts bestimmt.

(2) Die oder der Vorsitzende lädt die Zeuginnen und Zeugen
sowie Sachverständigen, die sie oder er für erforderlich hält,
und ordnet die Herbeischaffung anderer von ihr oder ihm für
erforderlich gehaltener Beweismittel an. Name und Wohnort
der Zeuginnen und Zeugen sowie Sachverständigen sind dem
Kammermitglied, seinem Beistand und dem Vorstand der Lan -
deskammer rechtzeitig mitzuteilen. Wenn dem Erscheinen
einer Zeugin oder eines Zeugen oder einer oder eines Sach -
verständigen in der mündlichen Verhandlung für eine längere
oder ungewisse Zeit nicht zu beseitigende Hindernisse ent -
gegenstehen oder wenn das Erscheinen wegen großer Ent fer -
nung unzumutbar ist, kann die oder der Vorsitzende die
Vernehmung durch eine ersuchte Richterin oder einen er -
suchten Richter anordnen. Von den zu dieser Vernehmung
anberaumten Terminen sind das Kammermitglied, sein Bei -
stand und der Vorstand der Landeskammer vorher zu be -
nach richtigen; ihrer Anwesenheit bei der Vernehmung be darf
es nicht.

(3) Die Ladungen sind zuzustellen. Zwischen der Zustellung
der Ladung an das Kammermitglied und dem Termin der
mündlichen Verhandlung muss eine Frist von mindestens zwei
Wochen liegen. Auf die Einhaltung der Frist kann verzichtet
werden. Es gilt als Verzicht, wenn das Kammermitglied sich
auf seine Vernehmung zur Sache eingelassen hat, ohne geltend
zu machen, dass die Frist nicht eingehalten sei.

§ 84
Eigene Beweismittel

(1) Das Kammermitglied ist berechtigt, Zeuginnen oder Zeugen
oder Sachverständige unmittelbar zur mündlichen Verhand -
lung zu stellen. Die oder der Vorsitzende des Berufsgerichts
soll hiervon vorher unterrichtet werden.

(2) Ergibt sich in der mündlichen Verhandlung, dass die Ver -
nehmung der Zeugin oder des Zeugen oder der oder des Sach -
verständigen zur Aufklärung der Sache dienlich war, hat die
oder der Vorsitzende auf Antrag anzuordnen, dass der Zeugin
oder dem Zeugen oder der oder dem Sachverständigen Ent -
schädigung wie einer nach § 83 Abs. 2 geladenen Person zu
gewähren ist. Gegen die Ablehnung des Antrags ist die Be -
schwerde zulässig.

§ 85
Beweisaufnahme

(1) Das Berufsgericht bestimmt den Umfang der Beweis auf -
nahme, ohne hierbei durch Anträge, Verzichte oder frühere
Beschlüsse gebunden zu sein. Es kann auf Antrag und von Amts
wegen Zeuginnen oder Zeugen und Sachverständige vereidigen
oder sie von der ersuchten Richterin oder vom ersuchten
Rich ter vereidigen lassen. Es kann auch schriftliche dienstliche
Auskünfte einholen, Urkunden und Akten beiziehen sowie
den Augenschein einnehmen.

(2) Niederschriften über die Aussagen von Zeuginnen oder
Zeugen und Sachverständigen, die in einem anderen gesetz-
lich geordneten Verfahren aufgenommen worden sind, kön-
nen durch Verlesen zum Gegenstand der mündlichen Ver -
handlung gemacht und als Beweismittel verwertet werden.
Von dem Verlesen kann das Berufsgericht absehen, wenn das
Kammermitglied und der Vorstand der Landeskammer hie-
rauf verzichten; sind Beteiligte nicht zur mündlichen Ver -
hand lung erschienen, bedarf es ihres Verzichts nicht.

§ 86
Protokollführung

Über den Gang der mündlichen Verhandlung ist eine Nieder -
schrift aufzunehmen. Sie ist von der oder dem Vorsitzenden
und der Urkundsbeamtin oder dem Urkundsbeamten der Ge -
schäftsstelle zu unterschreiben.

§ 87
Urteilsfindung

(1) Die mündliche Verhandlung schließt mit der auf die Be -
ratung folgenden Verkündung des Urteils. Das Berufsgericht
entscheidet in geheimer Beratung nach seiner freien, aus dem
Gesamtergebnis des Verfahrens gewonnenen Überzeugung.

(2) Gegenstand der Urteilsfindung ist nur die dem Kammer -
mitglied bis zum Ende der mündlichen Verhandlung zur Last
gelegte Berufspflichtverletzung. Bis zu diesem Zeitpunkt kön-
nen weitere Berufspflichtverletzungen in das laufende Ver fah -
ren mit einbezogen werden.

(3) Das Urteil lautet auf Verurteilung, Freispruch oder Ein -
stellung des Verfahrens.

§ 88
Urteilsverkündung

(1) Das Urteil ergeht im Namen des Volkes.

(2) Die oder der Vorsitzende verkündet das Urteil durch Ver -
lesung der Urteilsformel und mündliche Mitteilung des wesent -
lichen Inhalts der Urteilsgründe. Das Kammermitglied ist zu -
gleich über das Rechtsmittel zu belehren.

§ 89
Abfassung und Zustellung des Urteils

(1) Das Urteil mit den Gründen soll binnen zwei Wochen
nach der Verkündung schriftlich abgefasst werden. Es ist von
den Mitgliedern des Berufsgerichts, die an der Entscheidung
mitgewirkt haben, zu unterzeichnen. Ist ein Mitglied an der
Unterzeichnung verhindert, wird dies unter Angabe des Ver -
hinderungsgrunds von der oder dem Vorsitzenden und bei
deren oder dessen Verhinderung von der ältesten ehrenamt -
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lichen Richterin oder dem ältesten ehrenamtlichen Richter
unter dem Urteil vermerkt.

(2) Dem Kammermitglied und dem Vorstand der Landes -
kammer sind Ausfertigungen des Urteils mit Rechtsmittel be -
leh rung zuzustellen.

Unterabschnitt 3
Rechtsmittel und Wiederaufnahme des Verfahrens

§ 90
Berufung, Form und Frist

(1) Gegen das Urteil des Berufsgerichts steht dem Kammer -
mitglied und dem Vorstand der Landeskammer die Berufung
an das Landesberufsgericht zu.

(2) Die Kostenentscheidung allein kann nur in den Fällen des
§ 99 Abs. 2 Satz 2 und Abs. 4 Satz 2 mit der Beschwerde an -
gefochten werden.

(3) Die Berufung ist bei dem Berufsgericht binnen eines Mo -
nats nach Zustellung des vollständigen Urteils schriftlich oder
zur Niederschrift der Geschäftsstelle einzulegen. Die Beru -
fungsfrist ist auch gewahrt, wenn die Berufung innerhalb der
Frist bei dem Landesberufsgericht eingeht. Die Berufung muss
das angefochtene Urteil bezeichnen.

(4) Die Berufung ist innerhalb von zwei Monaten nach Zu -
stellung des vollständigen Urteils zu begründen. Die Begrün -
dung ist, sofern sie nicht zugleich mit der Einlegung erfolgt,
bei dem Landesberufsgericht einzureichen. Die Begründungs -
frist kann auf einen vor ihrem Ablauf gestellten Antrag von
der oder dem Vorsitzenden des Landesberufsgerichts verlängert
werden. Die Berufungsbegründung muss einen bestimmten An -
trag enthalten sowie die im Einzelnen anzuführenden Gründe
der Anfechtung (Berufungsgründe). Mangelt es an einem
dieser Erfordernisse, so ist die Berufung unzulässig.

§ 91
Gang des Berufungsverfahrens

(1) Auf das Berufungsverfahren finden die §§ 73, 74, 78
bis 80 und 83 bis 89 entsprechende Anwendung, soweit im
Folgenden nichts anderes bestimmt ist. Das Landes berufs gericht
trifft seine Entscheidung aufgrund mündlicher Verhandlung;
§ 81 Abs. 2 bis 4 findet entsprechende Anwendung. Ab wei -
chend von § 87 Abs. 2 Satz 2 können bis zum Ende der münd-
lichen Verhandlung weitere Berufspflichtverletzungen nur mit
Einverständnis des Kammermitglieds in das laufende Beru fungs -
verfahren mit einbezogen werden. Mit Einverständnis des
Kammermitglieds und des Vorstands der Landeskammer kann
das Landesberufsgericht ohne mündliche Verhandlung ent-
scheiden.

(2) Nach Einlegung der Berufung sind die Akten unverzüg-
lich dem Landesberufsgericht zu übersenden.

(3) Das Landesberufsgericht übersendet dem Vorstand der
Landeskammer oder, wenn dieser die Berufung eingelegt hat,
dem Kammermitglied eine Abschrift der Schriftstücke über
Einlegung und Begründung der Berufung.

§ 92
Entscheidung durch Beschluss

Wird die Berufung verspätet eingelegt oder wird keine oder
 eine verspätete oder eine nicht den Anforderungen des § 90

Abs. 4 genügende Berufungsbegründung vorgelegt oder rich-
tet sich die Berufung nur gegen die Kostenentscheidung, so -
weit sie nach § 90 Abs. 2 nicht allein angefochten werden
kann, verwirft sie das Landesberufsgericht ohne mündliche Ver -
handlung durch Beschluss. Die Entscheidung ist dem Kammer -
mitglied und dem Vorstand der Landeskammer mitzuteilen.

§ 93
Entscheidung durch Urteil

(1) Soweit die Berufung nicht begründet ist, ist sie durch Ur -
teil zurückzuweisen.

(2) Soweit die Berufung begründet ist, hat das Landes berufs -
gericht unter Aufhebung des Urteils in der Sache selbst zu
entscheiden. Das Landesberufsgericht kann das Urteil aufheben
und die Sache zur nochmaligen Verhandlung und Ent schei -
dung an das Berufsgericht zurückverweisen, wenn es eine
wei tere Aufklärung für erforderlich hält oder wenn ein schwe-
rer Verfahrensmangel vorliegt.

(3) Urteile des Landesberufsgerichts werden mit der
Verkündung rechtskräftig.

(4) § 89 Abs. 1 Satz 3 findet mit der Maßgabe Anwendung,
dass an die Stelle der ältesten ehrenamtlichen Richterin oder
des ältesten ehrenamtlichen Richters eine der auf Lebenszeit
ernannten Richterinnen oder einer der auf Lebenszeit er nann -
ten Richter tritt.

§ 94
Beschwerde

(1) Beschwerde kann außer in den in diesem Gesetz ausdrück -
lich bezeichneten Fällen auch eingelegt werden, soweit gegen
Entscheidungen aufgrund der nach § 105 entsprechend anzu-
wendenden Verwaltungsgerichtsordnung die Beschwerde
gegeben ist. Die §§ 73 und 74 finden entsprechende An wen -
dung.

(2) Die Beschwerde gegen Entscheidungen über Kosten und
Auslagen ist nur zulässig, wenn der Wert des Beschwerde gegen -
stands zweihundert Euro übersteigt.

(3) Gegen Beschlüsse des Landesberufsgerichts und gegen Ent -
scheidungen der oder des Vorsitzenden des Landesberufs gerichts
ist keine Beschwerde zulässig.

§ 95
Einlegung, Abhilfe oder Vorlage

(1) Die Beschwerde ist binnen zwei Wochen nach Bekannt -
machung der Entscheidung bei dem Berufsgericht schriftlich
oder zur Niederschrift der Geschäftsstelle einzulegen. Die Be -
schwerdefrist ist auch gewahrt, wenn die Beschwerde inner-
halb der Frist beim Landesberufsgericht eingeht.

(2) Erachtet das Berufsgericht oder die oder der Vorsitzende,
deren oder dessen Entscheidung angefochten wird, die Be -
schwerde für begründet, so haben sie ihr abzuhelfen; anderen-
falls ist die Beschwerde binnen zwei Wochen dem Landes -
berufs gericht zur Entscheidung vorzulegen.

§ 96
Entscheidung

(1) Die Entscheidung über die Beschwerde ergeht ohne münd -
liche Verhandlung.
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(2) Wird die Beschwerde für begründet erachtet, so erlässt das
Landesberufsgericht zugleich die in der Sache erforderliche
Entscheidung.

(3) Die Entscheidung ist den Beteiligten mitzuteilen.

§ 97
Wiederaufnahme des Verfahrens

(1) Die Wiederaufnahme des berufsgerichtlichen Verfahrens
können das Kammermitglied und der Vorstand der Landes -
kammer beantragen.

(2) Die Wiederaufnahme zugunsten des Kammermitglieds ist
auch zulässig, wenn ein gerichtliches Urteil wegen einer Straf -
tat, einer Ordnungswidrigkeit oder eines Dienstvergehens, auf
dessen Feststellungen das berufsgerichtliche Urteil beruht, durch
ein anderes rechtskräftiges Urteil aufgehoben worden ist.

Unterabschnitt 4
Kosten

§ 98
Kostenentscheidung

(1) Jede Entscheidung in der Hauptsache muss bestimmen, wer
die Kosten zu tragen hat.

(2) Kosten sind die Auslagen des Gerichts sowie die dem Vor -
stand der Landeskammer und dem Kammermitglied im berufs -
gerichtlichen Verfahren entstandenen notwendigen Aus lagen.
Zu den notwendigen Auslagen gehören auch die Vergütung
und die Auslagen eines Beistands, soweit nach § 162 Abs. 1
und 2 Satz 1 der Verwaltungsgerichtsordnung Auslagen zu er -
statten sind. Darüber hinausgehende Auslagen für einen Bei -
stand sind notwendig, wenn sie wegen des außergewöhnlichen
Umfangs oder der außergewöhnlichen Schwierigkeit der Sache
erforderlich geworden sind.

§ 99
Kostentragung

(1) Das Kammermitglied hat die Kosten zu tragen, wenn auf
eine der in § 52 genannten berufsgerichtlichen Maßnahmen
erkannt oder im Verfahren nach § 12 Abs. 6 und 7 eine Maß -
nahme des Vorstands der Landeskammer bestätigt wird. Wird
im Verfahren nach § 12 Abs. 6 und 7 eine Maßnahme des
Vorstands der Landeskammer gemildert, können die Kosten
angemessen verteilt werden. Stirbt das Kammermitglied vor
Rechtskraft des Urteils, so haftet sein Nachlass nicht für die
Gerichtskosten.

(2) Wird das Kammermitglied freigesprochen oder das Ver -
fahren eingestellt oder im Verfahren nach § 12 Abs. 6 und 7
eine Maßnahme des Vorstands der Landeskammer aufgehoben,
sind vorbehaltlich der Bestimmungen des Absatzes 3 die Ge -
richtskosten der Landeskammer aufzuerlegen. Der Landes kam -
mer können ferner die dem Kammermitglied entstandenen
notwendigen Auslagen ganz oder teilweise auferlegt werden.
Sie sind der Landeskammer aufzuerlegen, wenn das Verfah ren
die Unschuld des Kammermitglieds ergeben oder dargetan hat,
dass ein begründeter Verdacht nicht vorliegt.

(3) Wird im Fall des § 76 Abs. 3 das Verfahren eingestellt, hat
die Antragstellerin oder der Antragsteller die Kosten zu tragen.
Wird im Fall des § 80 Abs. 3 das berufsgerichtliche Ver fah ren
eingestellt, hat das Kammermitglied die Kosten zu tragen.

(4) Die Kosten eines zurückgenommenen oder erfolglos ein-
gelegten Rechtsmittels hat die- oder derjenige zu tragen, die
oder der das Rechtsmittel eingelegt hat. Hat das Rechtsmittel
teilweise Erfolg, können die Kosten angemessen verteilt wer-
den. Satz 1 gilt entsprechend für die Kosten, die durch einen
Antrag auf Wiederaufnahme des Verfahrens verursacht wor-
den sind. Kosten, die durch einen Antrag auf Wieder ein set -
zung in den vorigen Stand entstehen, hat die Antragstellerin
oder der Antragsteller zu tragen.

§ 100
Kostenfestsetzung

(1) Die Urkundsbeamtin oder der Urkundsbeamte der Ge -
schäftsstelle des Berufsgerichts setzt auf Antrag die Höhe der
zu erstattenden notwendigen Auslagen durch Beschluss fest.

(2) Gegen einen Festsetzungsbeschluss nach Absatz 1 kann
binnen zwei Wochen nach Bekanntmachung Erinnerung ein-
gelegt werden. Über die Erinnerung entscheidet die oder der
Vorsitzende des Berufsgerichts; gegen die Entscheidung kann
Beschwerde eingelegt werden.

(3) Für die Kostenfestsetzung und die Vollstreckung des Fest -
setzungsbeschlusses nach Absatz 1 gelten im Übrigen die Be -
stimmungen der Verwaltungsgerichtsordnung entsprechend.

§ 101
Gerichtskosten

Für das berufsgerichtliche Verfahren werden keine Gebühren,
sondern nur die Auslagen nach den Bestimmungen des Ge -
richts kostengesetzes erhoben.

Unterabschnitt 5
Zustellungen, Vollstreckung und Tilgung

§ 102
Zustellungen

(1) Die im berufsgerichtlichen Verfahren erforderlichen Zu -
stellungen erfolgen nach dem Landesverwal tungszustellungs -
gesetz (LVwZG) vom 2. März 2006 (GVBl. S. 56, BS 2010-1)
in der jeweils geltenden Fassung. § 1 Abs. 2 LVwZG findet
 keine Anwendung.

(2) Mitteilungen der Berufsgerichte ergehen formlos, soweit
im Einzelfall nichts anderes vorgeschrieben ist.

§ 103
Vollstreckung

(1) Urteile der Berufsgerichte sind erst vollstreckbar, wenn
sie rechtskräftig sind.

(2) Die Maßnahmen der Warnung, des Verweises und der
Aberkennung der Befähigung zur Bekleidung von Ehren -
ämtern innerhalb der Kammer gelten mit der Rechtskraft des
Urteils als vollstreckt. Für die Vollstreckung von Geldbußen
und Gerichtskosten gilt das Landes verwaltungs voll stre ckungs -
gesetz. Vollstreckungsbehörde für die Vollstreckung von Ge -
richts kosten ist die Landesjustizkasse Mainz, im Übrigen die
oder der Vorsitzende des Gerichts des ersten Rechtszugs. Für
die Vollstreckungsverjährung rechtskräftig verhängter Geld -
bußen gilt § 34 Abs. 1 bis 4 des Gesetzes über Ordnungs widrig -
keiten entsprechend.
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§ 104
Tilgung

(1) Eintragungen bei den Kammern über eine Warnung oder
einen Verweis sind nach fünf Jahren, über eine Geldbuße nach
zehn Jahren zu tilgen. Ist mit dem Verweis die Aberkennung
der Befähigung zur Bekleidung von Ehrenämtern innerhalb
der Kammer verbunden worden, sind diese Eintragungen
nach zehn Jahren zu tilgen. Die über diese berufsgerichtlichen
Maßnahmen entstandenen Vorgänge sind anschließend zu ver -
nichten.

(2) Die Tilgungsfrist beginnt, sobald die Entscheidung über
die berufsgerichtliche Maßnahme unanfechtbar geworden ist.
Sie endet nicht, solange gegen das Kammermitglied ein Straf -
verfahren, ein berufsgerichtliches Verfahren, ein Disziplinar -
verfahren, ein Verfahren auf Widerruf oder Rücknahme der
Approbation oder Berufserlaubnis oder ein Verfahren zur Ab -
erkennung der Erlaubnis zum Führen einer Berufsbezeichnung
schwebt oder ein auf Geldbuße lautendes Urteil noch nicht
vollstreckt ist.

(3) Die Absätze 1 und 2 gelten für Rügen und Ordnungs gelder
des Vorstands der Landeskammer (§ 12) entsprechend mit der
Maßgabe, dass die Tilgungsfrist drei Jahre beträgt.

Abschnitt 4
Ergänzende Verfahrensbestimmungen

§ 105

Für die Berufsgerichtsbarkeit ist ergänzend die Verwaltungs -
gerichtsordnung entsprechend anzuwenden, soweit nicht die
Eigenart des berufsgerichtlichen Verfahrens entgegensteht.

Teil 5
Übergangs- und Schlussbestimmungen

§ 106
Weiterbildung nach dem Berufsqualifikations-

feststellungsgesetz Rheinland-Pfalz

Das Berufsqualifikationsfeststellungsgesetz Rheinland-Pfalz vom
8. Oktober 2013 (GVBl. S. 359, BS 806-4) in der jeweils gel-
tenden Fassung findet mit Ausnahme seines § 17 auf die
Weiterbildung nach diesem Gesetz keine Anwendung.

§ 107
Satzungen

(1) Die am 1. Januar 2015 bestehenden Satzungen gelten fort,
soweit einzelne Be stimmungen diesem Gesetz nicht widerspre-
chen. Die Kammern haben die nach diesem Gesetz notwendigen
Änderungen, Ergänzungen und Neufassungen der Satzungen
spätestens bis zum 31. Dezember 2015 vorzunehmen.

(2) Die Landespflegekammer Rheinland-Pfalz hat die erfor-
derlichen Satzungen spätestens bis zum 31. Dezember 2016 zu
erlassen. Ihre Weiterbildungsordnung ist zum 1. Januar 2018
in Kraft zu setzen.

§ 108
Kammerorgane

Die Organe der Kammern bleiben bis zum Ablauf ihrer nach
bisherigem Recht bestimmten Amtszeit im Amt.

§ 109
Weiterbildung

(1) Die vor dem 1. Januar 2015 von den Kammern für die
Berufsangehörigen nach § 1 Abs. 1 Nr. 1 bis 4, 8 und 9 aus -
gesprochenen Anerkennungen gelten als Anerkennung nach
diesem Gesetz mit der Maßgabe, dass die in diesem Gesetz
und in der Weiterbildungsordnung nach § 15 Abs. 4 Nr. 5 be -
stimmten entsprechenden Bezeichnungen zu führen sind. Be -
rufsangehörige nach § 1 Abs. 1 Nr. 1 bis 4, 8 und 9, die sich am
1. Januar 2015 in einer vor diesem Zeitpunkt begonnenen Wei -
terbildung befinden, können diese nach den bisherigen Be -
stimmungen (§ 123 Abs. 2) abschließen; sie erhalten von der für
sie zuständigen Kammer eine Anerkennung nach diesem Gesetz.

(2) Die vor dem 1. Januar 2018 von dem Landesamt für So -
ziales, Jugend und Versorgung für die Berufsangehörigen nach
§ 1 Abs. 1 Nr. 5 bis 7 ausgesprochenen Anerkennungen gel-
ten als Anerkennung nach diesem Gesetz mit der Maßgabe,
dass die in diesem Gesetz und in der Weiterbildungsordnung
nach § 15 Abs. 4 Nr. 5 bestimmten entsprechenden Bezeich -
nungen zu führen sind. Berufsangehörige nach § 1 Abs. 1
Nr. 5 bis 7, die sich am 1. Januar 2018 in einer vor diesem
Zeitpunkt begonnenen Weiterbildung befinden, führen diese
nach den Bestimmungen des Landesgesetzes über die Weiter -
bildung in den Gesundheitsfachberufen vom 17. November
1995 (GVBl. S. 471, BS 2124-20) und der Landesverordnung
zur Durchführung des Landesgesetzes über die Weiterbildung
in den Gesundheitsfachberufen vom 13. Februar 1998 (GVBl.
S. 77, BS 2124-20-1) in ihrer am 31. Dezember 2017 geltenden
Fassung fort. Die Durchführung der Prüfung und die Aner -
kennung erfolgen gemäß § 50 Abs. 1 bis 3 in der Zuständig -
keit der Landespflegekammer Rheinland-Pfalz; sie kann zur Ver -
meidung von unbilligen Härten Übergangsregelungen treffen.

§ 110
Berufsgerichtliche Verfahren

Die am 1. Januar 2015 anhängigen berufsgerichtlichen Ver -
fahren werden nach dem bisherigen Recht (§ 123 Abs. 2) ab -
geschlossen.

§ 111
Errichtung der Landespflegekammer

Rheinland-Pfalz

(1) Die Landespflegekammer Rheinland-Pfalz wird zum 1. Ja -
nuar 2016 errichtet.

(2) Das fachlich zuständige Ministerium bestellt zum 2. Ja nuar
2015 aus dem Kreis der in § 1 Abs. 1 Nr. 5 bis 7 genannten
Berufsangehörigen, die in Rheinland-Pfalz ihren Beruf ausüben,
auf Vorschlag ihrer in Rheinland-Pfalz vertretenen Berufs ver -
bände und Gewerkschaften einen Ausschuss zur Errichtung
der Landespflegekammer Rheinland-Pfalz (Grün dungs  aus -
schuss). Dieser besteht aus mindestens neun und höchstens
13 Mitgliedern; für jedes Mitglied ist ein Ersatzmitglied zu
bestellen. Im Gründungs ausschuss müssen alle in § 1 Abs. 1
Nr. 5 bis 7 genannten Berufsgruppen mindestens mit einem
Mitglied und einem Ersatzmitglied vertreten sein.

(3) Der Gründungsausschuss hat bis zum ersten Zusammen -
tritt der gewählten Vertreterversammlung deren Aufgaben und
Befugnisse wahrzunehmen, soweit dies im Rahmen der Er -
richtung der Landespflegekammer Rheinland-Pfalz erfor der -
lich ist. Er hat die Rechtsstellung einer rechtsfähigen Körper -
schaft des öffentlichen Rechts und unterliegt der Rechts auf -
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sicht des fachlich zuständigen Ministeriums. Mit dem ersten
Zusammentritt der gewählten Vertreterversammlung wird der
Gründungsausschuss aufgelöst; seine Rechte und Pflichten gehen
gleichzeitig auf die Landespflegekammer Rheinland-Pfalz über.

(4) Der Gründungsausschuss wählt aus seiner Mitte ein vor-
sitzendes Mitglied und ein stellvertretendes vorsitzendes Mit -
glied; diese sowie zwei weitere aus der Mitte des Gründungs -
ausschusses zu wählende Personen haben als vorläufiger Vor -
stand bis zur Wahl der Mitglieder des Vorstands durch die
Vertreterversammlung die Aufgaben und Befugnisse des Vor -
stands wahrzunehmen, soweit dies im Rahmen der Er rich tung
der Landespflegekammer Rheinland-Pfalz erforderlich ist. Das
vorsitzende Mitglied oder das stellvertretende vorsitzende Mit -
glied vertreten den Gründungsausschuss gerichtlich und außer -
gerichtlich.

(5) Der Gründungsausschuss ermittelt die in § 1 Abs. 1 Nr. 5
bis 7 genannten Berufsangehörigen, die Mitglieder der Landes -
pflegekammer Rheinland-Pfalz werden. Die Berufsangehörigen
haben dem Gründungsausschuss folgende Angaben und Unter -
lagen zu übermitteln:
1. Vor- und Familiennamen,
2. frühere Namen,
3. Geburtsdatum,
4. derzeitige Anschrift,
5. Berufsbezeichnung nach § 1 Abs. 1 Nr. 5 bis 7 und
6. Nachweis der Berechtigung zur Ausübung des Berufs und

zur Führung der Berufsbezeichnung.
Die Krankenhäuser und die stationären und ambulanten Pflege -
einrichtungen sowie sonstige Einrichtungen, in denen Berufs -
an gehörige nach Satz 1 tätig sind, unterstützen den Grün dungs -
ausschuss auf dessen Anforderung bei der Ermittlung der
Berufsangehörigen nach Satz 1 durch Übermittlung der in
Satz 2 Nr. 1 bis 5 genannten Angaben zu den dort tätigen oder
eine Tätigkeit aufnehmenden Berufsangehörigen und infor-
mieren die Berufsangehörigen über die übermittelten Daten
und deren Empfänger; der Gründungsausschuss bestimmt die
Einzel heiten der Übermittlung. Der Gründungsausschuss weist
auf die Verpflichtungen nach den Sätzen 2 und 3 durch geeig-
nete Informationsmaßnahmen hin. Die Sätze 1 bis 4 gelten
entspre chend für die in § 1 Abs. 4 Satz 1 genannten Berufs -
angehörigen.

(6) Nach Auflösung des Gründungsausschusses erfolgt die
Ermittlung der Berufsangehörigen durch die Landespflege -
kam mer Rheinland-Pfalz; Absatz 5 gilt entsprechend, Ab satz 5
Satz 3 jedoch nur bis zum Ablauf des 31. Dezember 2016.

(7) Die Wahl zur ersten Vertreterversammlung hat in Ab -
stim mung mit dem fachlich zuständigen Ministerium so recht -
zeitig zu erfolgen, dass diese im Januar 2016 erstmals zusammen -
treten kann.

(8) Das fachlich zuständige Ministerium und die übrigen
Landeskammern unterstützen den Gründungsausschuss und
den vorläufigen Vorstand fachlich und organisatorisch bei der
Wahrnehmung ihrer Aufgaben. Der Gründungsausschuss kann
zur Erfüllung seiner Aufgaben auch externe Sachverständige
hinzuziehen.

§ 112
Verwaltungsvorschriften

Die zur Durchführung dieses Gesetzes erforderlichen Ver wal -
tungsvorschriften erlässt das jeweilige für die Aufsicht zustän-
dige Ministerium.

§ 113
Änderung des Landesgesetzes

über die Gesundheitsfachberufe

Das Landesgesetz über die Gesundheitsfachberufe vom 7. Juli
2009 (GVBl. S. 265, BS 2124-11) wird wie folgt geändert:

1. Dem § 1 wird folgender Absatz 4 angefügt:
„(4) Die Bestimmungen dieses Gesetzes finden für
1. Gesundheits- und Krankenpflegerinnen und Gesund heits-

und Krankenpfleger,
2. Gesundheits- und Kinderkrankenpflegerinnen und Ge -

sundheits- und Kinderkrankenpfleger und
3. Altenpflegerinnen und Altenpfleger
keine Anwendung, soweit im Heilberufsgesetz oder in den
Satzungen der Landespflegekammer Rheinland-Pfalz Rege -
lungen für diese Gesundheitsfachberufe getroffen sind.“

2. In § 2 Abs. 1 Satz 1 werden die Worte „sowie Gesundheits-
und Kinderkrankenpflegerinnen und Gesundheits- und
Kin derkrankenpfleger“ gestrichen.

3. § 6 wird wie folgt geändert:
a) In Absatz 1 Satz 1 werden nach dem Wort „Schülern“

die Worte „, Nichtschüle rinnen und Nichtschülern“ ein -
gefügt.

b) Absatz 7 erhält folgende Fassung:
„(7) Für Zwecke der Organisation der Schulen für Ge -
sundheitsfachberufe einschließlich der Bildungs pla nung,
des Bildungsmonitorings und der Bildungsforschung wird
eine amtliche Schulstatistik nach § 2 Abs. 2 Nr. 1 des
Landessta tistikgesetzes geführt. Für diese Statistik sind
die Schulen für Gesundheitsfachberufe verpflichtet, dem
Landesamt für Soziales, Jugend und Versorgung und
dem Statistischen Landesamt die erforderlichen Einzel -
angaben der Schülerinnen und Schüler, Lehrkräfte so -
wie des sonstigen pädagogischen Personals zu übermit-
teln. Soweit Nichtschülerinnen und Nichtschüler an Prü -
fungen teilnehmen, ist das Landesamt für Soziales, Ju -
gend und Versorgung verpflichtet, die Einzelangaben
zu den Nichtschülerinnen und Nichtschülern dem Sta -
tis tischen Landesamt zu übermitteln. Der Name, der
Tag der Geburt, die Adresse und die Personalnummern
der Betroffenen dürfen an das Statistische Landesamt
nicht übermittelt werden. Um schuljahresübergreifen-
de statistische Auswertungen zu er mög lichen, wird für
jeden Datensatz auf der Grundlage von Hilfs merk malen
ein verschlüsseltes dauerhaftes Kennzeichen erzeugt, das
den Rückschluss auf konkrete Einzelpersonen aus-
schließt. Das fachlich zuständige Ministerium kann im
Einvernehmen mit dem für die Statistikan gelegen heiten
zuständigen Ministerium durch Rechtsverordnung Nä -
he res über die Erstellung der Schulstatistik, insbesondere
1. die Grundzüge des Verfahrens,
2. die Erzeugung des verschlüsselten dauerhaften Kenn -

zeichens,
3. die Erhebungs- und Hilfsmerkmale und
4. den Erhebungszeitpunkt
regeln.“

§ 114
Änderung des Landesgesetzes

über die Weiterbildung
in den Gesundheitsfachberufen

Das Landesgesetz über die Weiterbildung in den Gesundheits -
fachberufen vom 17. November 1995 (GVBl. S. 471), zuletzt
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geändert durch Artikel 5 des Gesetzes vom 8. Oktober 2013
(GVBl. S. 359), BS 2124-20, wird wie folgt geändert:

1. § 2 a wird wie folgt geändert:
a) Absatz 1 Satz 2 und 3 wird gestrichen.
b) Absatz 2 wird wie folgt geändert:

aa) In Satz 1 werden die Worte „oder die Voraus set -
zung des Absatzes 1 Satz 3 Nr. 1“ gestrichen.

bb) Satz 2 wird gestrichen.
c) In Absatz 3 Satz 1 werden die Worte „Absatzes 1 Satz 1

Nr. 2 und 3“ durch die Worte „Absatzes 1 Nr. 2 und 3“
ersetzt.

d) In Absatz 6 werden die Worte „Absatzes 1 Satz 1 Nr. 2
und 3“ durch die Worte „Absatzes 1 Nr. 2 und 3“ er -
setzt.

2. § 5 a wird wie folgt geändert:
a) Absatz 1 wird wie folgt geändert:

aa) In Satz 2 Nr. 1 wird die Verweisung „§ 2 a Abs. 1
Satz 1 Nr. 2 und 3“ durch die Verweisung „§ 2 a
Abs. 1 Nr. 2 und 3“ ersetzt.

bb) Satz 5 wird gestrichen.
b) In Absatz 4 Nr. 1 werden die Worte „oder in den Fällen

des § 2 a Abs. 1 Satz 2 lediglich mit einer Weiterbildung
nach diesem Gesetz“ gestrichen.

3. Nach § 8 wird folgender § 8 a eingefügt:

„§ 8 a
Aufgabenübergang

auf die Landespflegekammer
Rheinland-Pfalz

(1) Die Bestimmungen dieses Gesetzes und der Rechts ver -
ordnung nach § 6 finden ab dem 1. Januar 2018 auf
1. Gesundheits- und Krankenpflegerinnen und Gesundheits-

und Krankenpfleger,
2. Gesundheits- und Kinderkrankenpflegerinnen und Ge -

sundheits- und Kinderkrankenpfleger und
3. Altenpflegerinnen und Altenpfleger
keine Anwendung. Die Weiterbildung in diesen Gesund -
heits fachberufen erfolgt ab diesem Zeitpunkt nach den
Bestimmungen des Heilberufsgesetzes (HeilBG) und der
Weiterbildungsordnung der Landespflegekammer Rhein -
land-Pfalz.

(2) Berufsangehörige nach Absatz 1 Satz 1, die sich am
1. Januar 2018 in einer vor diesem Zeitpunkt begonnenen
Weiterbildung befinden, führen diese nach den Be stim mun -
gen dieses Gesetzes und der Rechtsverordnung nach § 6 in
den am 31. Dezember 2017 geltenden Fassungen fort. Die
Durchführung der Prüfung und die Anerkennung erfolgen
gemäß § 50 Abs. 1 bis 3 HeilBG in der Zuständigkeit der
Landespflegekammer Rheinland-Pfalz; sie kann zur Ver mei -
 dung von unbilligen Härten Übergangsregelungen treffen.“

§ 115
Änderung der Landesverordnung

zur Durchführung des Landesgesetzes
über die Weiterbildung in den

Gesundheitsfachberufen

Die Landesverordnung zur Durchführung des Landesgesetzes
über die Weiterbildung in den Gesundheitsfachberufen vom
13. Februar 1998 (GVBl. S. 77), zuletzt geändert durch Ar -
tikel 6 des Gesetzes vom 8. Oktober 2013 (GVBl. S. 359),
BS 2124-20-1, wird wie folgt geändert:

1. § 1 wird wie folgt geändert:
a) Der bisherige Wortlaut wird Absatz 1.
b) Folgender Absatz 2 wird angefügt:

„(2) Die Bestimmungen dieser Verordnung finden auf
1. Gesund heits- und Krankenpflegerinnen und Gesund -

heits- und Krankenpfleger,
2. Gesundheits- und Kinderkrankenpflegerinnen und

Gesundheits- und Kinderkrankenpfleger und
3. Altenpflegerinnen und Altenpfleger
nur nach Maßgabe des § 8 a des Landesgesetzes über die
Weiterbildung in den Gesundheitsfachberufen (GFBWBG)
vom 17. November 1995 (GVBl. S. 471, BS 2124-20) in
der jeweils geltenden Fassung Anwendung.“

2. In § 9 Abs. 2 wird die Verweisung „§ 2 a Abs. 1 Satz 1“
durch die Verweisung „§ 2 a Abs. 1“ ersetzt.

3. § 9 a wird wie folgt geändert:
a) In Absatz 1 Satz 1 wird die Verweisung „§ 2 a Abs. 1

Satz 1“ durch die Verweisung „§ 2 a Abs. 1“ ersetzt.
b) Die Absätze 3 und 4 werden gestrichen.
c) Der bisherige Absatz 5 wird Absatz 3 und wie folgt ge -

ändert:
Die Verweisung „Absätze 1 bis 4“ wird durch die Ver -
weisung „Absätze 1 und 2“ ersetzt.

4. In Anlage 1 erhält der Klammerzusatz folgende Fassung:
„(zu § 1 Abs. 1, § 2 Abs. 1 Nr. 2 Buchst. b, § 3 Abs. 1
Satz 1, § 4 Abs. 2 Satz 1, § 5 Abs. 1 Satz 1 und Abs. 3 Satz 1
und § 12 Abs. 1 Satz 1 und 2)“.

§ 116
Änderung

des Landeskrankenhausgesetzes

Das Landeskrankenhausgesetz vom 28. November 1986 (GVBl.
S. 342), zuletzt geändert durch Artikel 10 des Gesetzes vom
20. Dezember 2011 (GVBl. S. 427), BS 2126-3, wird wie folgt
geändert:

1. § 5 wird wie folgt geändert:
a) Absatz 1 Nr. 7 erhält folgende Fassung:

„7. die Landespflegekammer Rheinland-Pfalz und“.
b) In Absatz 2 wird die Verweisung „Absatz 1 Nr. 1 bis 5“

durch die Verweisung „Absatz 1 Nr. 1 bis 5 und 7“ er -
setzt.

2. Dem § 30 a wird folgender Absatz 4 angefügt:
„(4) Die Krankenhäuser unterrichten bei begründetem Ver -
dacht eines Verstoßes gegen ärztliche, zahnärztliche, psy-
chotherapeutische, pflegerische oder pharmazeutische Be -
rufs pflichten die für approbationsrechtliche Maßnahmen
oder die Berufserlaubnis zuständige Behörde sowie die zu -
ständige Kammer der Heilberufe. Soweit dies zur Über -
wachung von Berufspflichten oder zur Durchführung von
Maßnahmen im Zusammenhang mit der Approbation
oder der Berufserlaubnis erforderlich ist, sind die Kran ken -
häuser verpflichtet, den in Satz 1 genannten Stellen auf
Anforderung Aufzeichnungen und sonstige Unterlagen vor -
zulegen und Auskünfte zu erteilen. Patientendaten sind
vor der Vorlage oder Auskunfterteilung zu anonymisieren
oder pseudonymisieren; dies gilt nicht, soweit die in Satz 1
genannten Stellen bei der Wahrnehmung der in Satz 2 ge -
nannten Aufgaben auf die Kenntnis der Patientendaten
zwingend angewiesen sind. Die in Satz 1 genannten Stellen
sind berechtigt, die davon betroffenen Krankenhäuser über
festgestellte schwerwiegende Berufspflichtverletzungen, die
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sich auf die Berufsausübung auswirken können, zu unter-
richten.“

§ 117
Änderung des Brand- und

Katastrophenschutzgesetzes

Das Brand- und Katastrophenschutzgesetz vom 2. November
1981 (GVBl. S. 247), zuletzt geändert durch Artikel 1 des Ge -
setzes vom 13. März 2012 (GVBl. S. 113), BS 213-50, wird wie
folgt geändert:

1. In § 21 Abs. 3 Satz 3 werden nach dem Wort „Landespsy -
cho therapeutenkammer“ die Worte „, der Landes  pflege -
k ammer“ eingefügt.

2. In § 23 Abs. 2 wird nach dem Wort „Landes psycho thera peu -
tenkammer“ das Wort „, Landespflegekammer“ eingefügt.

§ 118
Änderung der Landesverordnung

über den Landesbeirat für Brandschutz,
Allgemeine Hilfe und Katastrophenschutz

Die Landesverordnung über den Landesbeirat für Brand schutz,
Allgemeine Hilfe und Katastrophenschutz vom 5. März 1985
(GVBl. S. 86, BS 213-50-1) wird wie folgt geändert:

§ 1 Abs. 1 wird wie folgt geändert:

1. Folgende neue Nummern 18 und 19 werden eingefügt:
„18. der Landespsychotherapeutenkammer,
19. der Landespflegekammer,“.

2. Die bisherigen Nummern 18 bis 38 werden Nummern 20
bis 40.

§ 119
Änderung des Architektengesetzes

Das Architektengesetz vom 16. Dezember 2005 (GVBl. S. 505),
zuletzt geändert durch Gesetz vom 8. Juli 2014 (GVBl. S. 115),
BS 70-10, wird wie folgt geändert:

1. § 24 Abs. 5 Satz 6 erhält folgende Fassung:
„Auf das Verfahren des Berufsgerichts ist § 12 Abs. 7 des
Heilberufsgesetzes (HeilBG) entsprechend anzuwenden.“

2. In § 32 Abs. 1 Satz 3 Halbsatz 2 wird die Verweisung
„§ 45 Abs. 2 HeilBG“ durch die Verweisung „§ 54 Abs. 2
HeilBG“ ersetzt.

3. § 37 erhält folgende Fassung:

„§ 37
Anzuwendende Bestimmungen

des Heilberufsgesetzes

Auf die Einrichtung und das Verfahren der Berufsgerichte
sind die §§ 62 und 63 Nr. 2 und die §§ 64 bis 74, 77 bis 103
und 105 HeilBG sinngemäß anzuwenden.“

§ 120
Änderung der Landesverordnung

über Zuständigkeiten nach dem Sozialgesetzbuch
im Bereich der Sozialversicherung

Die Landesverordnung über Zuständigkeiten nach dem Sozial -
gesetzbuch im Bereich der Sozialversicherung vom 15. Sep -
tember 1998 (GVBl. S. 270, BS 82-1) wird wie folgt geändert:

§ 3 Abs. 1 wird wie folgt geändert:

1. In Satz 1 werden die Worte „, § 115 a Abs. 3 Satz 5 und
§ 121 a Abs. 1 Satz 1 und Abs. 3 Satz 2“ durch die Worte
„und § 115 a Abs. 3 Satz 5“ ersetzt.

2. Satz 2 wird gestrichen.

§ 121
Änderung der Landesverordnung
über den Landespflegeausschuss

nach dem Elften Buch Sozialgesetzbuch

Die Landesverordnung über den Landespflegeausschuss nach
dem Elften Buch Sozialgesetzbuch vom 20. Dezember 2005
(GVBl. 2006 S. 13, BS 86-21) wird wie folgt geändert:

In § 3 Abs. 1 Nr. 11 werden die Worte „vom Dachverband
der Pflegeorganisationen in Rheinland-Pfalz e. V.“ durch die
Worte „von der Landespflegekammer Rheinland-Pfalz“ er -
setzt.

§ 122
Änderung des Landesgesetzes

zur Bildung eines Gemeinsamen Landesgremiums
nach § 90 a des Fünften Buches Sozialgesetzbuch

Das Landesgesetz zur Bildung eines Gemeinsamen Landes -
gremiums nach § 90 a des Fünften Buches Sozialgesetzbuch
vom 8. Oktober 2013 (GVBl. S. 357, BS 86-8) wird wie folgt
geändert:

In § 3 Nr. 9 werden die Worte „vom Dachverband der Pflege -
organisationen Rheinland-Pfalz e. V.“ durch die Worte „von
der Landespflegekammer Rheinland-Pfalz“ ersetzt.

§ 123
Inkrafttreten

(1) Es treten in Kraft:
1. § 116 Nr. 1 und die §§ 117, 118, 121 und 122 am 1. Januar

2016,
2. die §§ 114 und 115 am 1. Januar 2018,
3. das Gesetz im Übrigen am 1. Januar 2015.

(2) Das Heilberufsgesetz vom 20. Oktober 1978 (GVBl. S. 649;
1979 S. 22), zuletzt geändert durch Artikel 4 des Gesetzes vom
8. Oktober 2013 (GVBl. S. 359), BS 2122-1, tritt, vorbehalt-
lich der Regelungen in § 109 Abs. 1 Satz 2 und § 110, am
1. Januar 2015 außer Kraft.
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Der Landtag Rheinland-Pfalz hat das folgende Gesetz be -
schlossen:

Artikel 1
Änderung des Abgeordnetengesetzes

Rheinland-Pfalz

Das Abgeordnetengesetz Rheinland-Pfalz vom 21. Juli 1978
(GVBl. S. 587), zuletzt geändert durch Gesetz vom 20. De zem -
ber 2013 (GVBl. S. 536), BS 1101- 4, wird wie folgt ge ändert:

1. § 1 a wird wie folgt geändert:
a) Die Überschrift erhält folgende Fassung:

„Ausübung des Mandats, Verhaltensregeln“
b) Es wird folgender neue Absatz 1 eingefügt:

„(1) Tätigkeiten und Einkünfte neben dem Mandat,
die auf für die Ausübung des Mandats bedeutsame In -
teres senverknüpfungen hinweisen können, sind nach
Maß gabe der Verhaltensregeln (Absätze 2 und 3) an -
zuzeigen und zu veröffentlichen. Werden anzeigepflich -
tige Tä tig keiten oder Einkünfte nicht oder nicht ord-
nungsgemäß angezeigt, kann der Vorstand des Land -
tags ein Ord nungsgeld bis zur Höhe der Hälfte der
jährlichen Ent schädigung nach § 5 Abs. 1 festsetzen.
Der Präsident macht das Ordnungsgeld durch Ver wal -
tungs akt geltend. Das Nähere bestimmen die Ver hal -
tens regeln.“

c) Der bisherige Absatz 1 wird Absatz 2.

d) Der bisherige Absatz 2 wird Absatz 3 und erhält fol -
gende Fassung:
„(3) Die Verhaltensregeln müssen nähere Bestim mun -
gen enthalten insbesondere über
1. die Fälle einer Pflicht zur Anzeige von Tätigkeiten

vor der Mitgliedschaft im Landtag sowie von Tätig -
keiten neben dem Mandat;

2. die Fälle einer Pflicht zur Anzeige der Art und
Höhe der Einkünfte neben dem Mandat oberhalb
festgelegter Mindestbeträge;

3. die Pflicht zur Rechnungsführung und zur Anzeige
von Spenden;

4. die Unzulässigkeit der Annahme bestimmter Zu -
wen dungen;

5. die Fälle einer Pflicht zur Offenlegung von In te res -
senverknüpfungen;

6. die Veröffentlichung von Angaben im Handbuch
und im Internet;

7. das Verfahren bei Verstößen gegen die Verhaltens -
regeln.“

2. Die Inhaltsübersicht wird entsprechend der vorstehenden
Bestimmung geändert.

Artikel 2
Inkrafttreten

Dieses Gesetz tritt am 1. Januar 2015 in Kraft.

S i e b z e h n t e s  L a n d e s g e s e t z
zur Änderung des Abgeordnetengesetzes Rheinland-Pfalz

Vom 19. Dezember 2014

Mainz, den 19. Dezember 2014
Die Ministerpräsidentin

Malu Dreyer


